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I. BEGRÜNDUNG 

1. Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 11.2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I Nr. 176). 

Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46 - VORIS 21072 -) zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 18.06.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 51). 

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802). 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.07.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225). 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
2010, 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3). 

2. Geltungsbereich  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 96 „westlich Donnerbrinksweg“ liegt in der Stadt Bad 
Burg, im südwestlichen Stadtgebiet, zwischen der westlichen Gemeinde-/Landesgrenze und dem 
Donnerbrinksweg. Das Plangebiet wird im Westen durch die Straße In der großen Heide, im Westen 
durch eine Grabenparzelle (Gewässer 205a) und im Süden durch das Flurstück 49, Gemarkung Os-
tenfelde, Flur 17 begrenzt. Im Norden orientiert sich die Abgrenzung an der tatsächlichen Nutzung. 

Er umfasst die folgenden Liegenschaften: 

Gemarkung Ostenfelde, Flur 17, Flurstücke 47/1 und 47/2, jeweils in Teilbereichen. 

Die Lage des Planungsgebietes ist aus der Übersichtskarte dieser Begründung ersichtlich (vgl. Deck-
blatt). 

Der räumliche Geltungsbereich ist in der Planzeichnung festgesetzt. Der Geltungsbereich hat eine 
Größe von rund 5 ha. 

3. Planungsanlass/-ziele 

Dem Ausbau von Photovoltaik und Windenergie kommt bei dem Erreichen der Klimaziele und der 
Energieunabhängigkeit eine zentrale Rolle zu. Die Zielsetzung der Bundesregierung, bis zum Jahr 
2030 80 % des Bruttostrombedarfes aus erneuerbaren Energien zu gewinnen setzt eine installierte 
Leistung von 200 Gigawatt und bis 2045 von 385-429 Gigawatt durch Photovoltaik voraus. Dieses 
Ziel erfordert einen mittleren jährlichen Zuwachs im Bereich der Photovoltaik von 15-16 Gigawatt1. 

Da diese Ziele nicht allein durch PV-Anlagen an/auf Gebäuden erreicht werden können, ist eine In-
anspruchnahme von Freiflächen unumgänglich. Darüber hinaus machen es Veränderungen in der 
Landwirtschaft sowie der Klimawandel erforderlich, über die bisherige landwirtschaftliche Ausrich-
tung nachzudenken. Um zukünftig diverser aufgestellt zu sein und Krisen (z. B. Ernteausfälle / Seu-
chen) besser kompensieren zu können, ist seitens des Flächeneigentümers angestrebt, einen klei-
nen Teil seiner bisher ausschließlich landwirtschaftlich genutzten Flächen auch zur Stromerzeugung 
zu nutzen.  

 

1 acatech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaften e. V. mit Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina e. V. und 

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften e. V., Wie kann der Ausbau von Photovoltaik und Windenergie beschleunigt 
werden?, Stellungnahme Juni 2022 
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Agrar-Photovoltaik ermöglicht es, die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen mit der Stromerzeu-
gung zu verbinden. Durch die senkrechte Aufstellung bzw. Aufständerung der Anlagen (hier geplant: 
senkrechte Aufstellung) wird nur ein Bruchteil der Flächen für die Aufstellung der Anlagen benötigt 
und der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Die klassische landwirtschaftliche Nutzung, hier Le-
gehennenhaltung, bleibt weitestgehend erhalten.  

Da diese Anlagen keine privilegierte Nutzung i. S. d. § 35 Baugesetzbuches darstellen und die der-
zeitigen Vorgaben der Raumordnung und der Flächennutzungsplanung eine Genehmigung als sons-
tiges Vorhaben nach § 35 Abs 2 BauGB nicht zulassen, ist eine planungsrechtliche Zulässigkeit der-
zeit nicht gegeben. Folglich existiert momentan noch keine rechtliche Grundlage auf welcher der 
Landkreis Osnabrück diese Anlagen genehmigen könnte. Diese könnte jedoch, sobald das Regio-
nale Raumordnungsprogramm des Landkreises in Kraft tritt, durch kommunale Planung geschaffen 
werden. 

Das Planungsziel liegt folglich in der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Hybridnutzung von Landwirtschaft und Stromerzeugung. Hierdurch soll ein Beitrag für das Erreichen 
der Klimaziele und der Energieunabhängigkeit aber auch einer zukunftsorientierten Landnutzung 
beigetragen werden. 

4. Verfahren 

Der Bebauungsplan wird im Vollverfahren mit frühzeitiger Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB aufgestellt. Folglich wird im Rahmen des Bauleitplanverfahrens eine Umweltprü-
fung nach § 2 Absatz 4 durchgeführt, findet die Eingriffsregelung des § 1a Absatz 3 Satz 6 Anwen-
dung und wird ein Umweltbericht nach § 2a BauGB erstellt. 

5. Rahmenbedingungen 

5.1 Bauplanungsrechtliche Situation 

5.1.1 Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan stellt für den Geltungsbereich Flächen für die Landwirtschaft dar. Die im 
Bebauungsplan überwiegend festgesetzte Art der baulichen Nutzung Sondergebiet Agri-PV kann 
zwar den weitestgehenden Funktionserhalt der Fläche sicherstellen, ist aufgrund der üblicherweise 
im Außenbereich für ein solches Vorhaben nicht vorhandenen Baurechte allerdings nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt. Folglich wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geän-
dert.  

Die Änderung steht jedoch unter dem Vorbehalt der Ziele und Grundsätze der in Aufstellung/Fort-
schreibung befindlichen Raumordnungsprogramme.  

Im aktuell noch gültigen Regionalen Raumordnungsprogramm aus dem Jahr 2004 ist der Bereich als 
Vorranggebiet Trinkwassergewinnung, Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft auf Grund der beson-
deren Funktionen der Landwirtschaft sowie im Süden zudem als Vorsorgegebiete für die Landwirt-
schaft auf Grund hohen, natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotentials 
festgelegt. Nordwestlich des Plangebietes ist ein Vorranggebiet Windnutzung, südlich ein Vorsorge-
gebiet Sandgewinnung festgelegt. Textlich wird in der Teilfortschreibung Energie aus dem Jahr 2013 
zu diesem Gebiet ausgeführt: 

RROP 2004, Teilfortschreibung Energie 2013, Kapitel D 3.5, Ziffer 05: 

1Für die Nutzung durch Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie sollen be-

reits versiegelte Flächen in Anspruch genommen werden (G). 2Landwirtschaftlich genutzte und 

nicht bebaute Flächen, für die der raumordnerische Vorbehalt für die Landwirtschaft gilt, dür-

fen dafür nicht in Anspruch genommen werden (Z). 3Als Grundlage für Standortentscheidungen 

für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie sollten die im Integrierten Klima-

schutzkonzept des Landkreises Osnabrück aufgeführten Maßnahmen herangezogen werden (G). 
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Durch Kabinettsbeschluss am 30.08.2022 und durch Bekanntmachung der Änderungsverordnung 
am 17.09.2022 (Nds. GVBl. S. 521) ist die Fortschreibung des Landesraumordnungsprogramms in 
Kraft getreten. Hierin heißt es: 

LROP 2022, Kapitel 4.2.1, Ziffer 3: 

1Der Ausbau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikan-

lagen) soll landesweit weiter vorangetrieben und bis 2040 eine Leistung von 65 GW installiert wer-

den. 2Dabei sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen und Flächen auf, an oder in einem Gebäude 

oder einer Lärmschutzwand sowie sonstigen baulichen Anlagen in Anspruch genommen werden. 
3Mindestens 50 GW der in Satz 1 genannten Anlagenleistung sollen auf Flächen nach Satz 2 instal-

liert werden; im Übrigen soll die Anlagenleistung in Form von Freiflächenphotovoltaikanlagen in dafür 

geeigneten Gebieten raumverträglich umgesetzt werden.4Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft 

sollen hierfür nicht in Anspruch genommen werden. 5Abweichend von Satz 4 können Vorbehaltsge-

biete für die Landwirtschaft für raumverträgliche Anlagen der Agrar-Photovoltaik vorgesehen werden. 
6Agrar-Photovoltaikanlagen sind Photovoltaikanlagen, die weiterhin eine maschinelle landwirt-

schaftliche Bewirtschaftung mit Traktoren, Dünge-, Saat- und Erntemaschinen zulassen und 

durch die höchstens ein Flächenverlust von 15 % der landwirtschaftlichen Fläche entsteht. 
7Zur Verbesserung der Standortentscheidungen für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 

Strahlungsenergie sollen die Träger der Regionalplanung im Benehmen mit den Gemeinden und den 

landwirtschaftlichen Fachbehörden regionale Energiekonzepte erstellen und in die Regionalen Raum-

ordnungsprogramme integrieren. 

In der Entwurfsfassung vom März 2025 werden die Ziele/Grundsätze der erneuerbaren Energieer-
zeugung erneut überarbeitet. Die Ausführungen zum Ausbau von Anlagen zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie (Photovoltaik) besitzen nun folgenden Wortlaut: 

LROP-Änderung 2025 (Entwurf), Kapitel 4.2.1, Ziffer 03: 

1Beim Ausbau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie (Photovoltaik) 
sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen und Flächen auf, an oder in einem Gebäude oder einer 
Lärmschutzwand sowie sonstigen baulichen Anlagen in Anspruch genommen werden. 2Photovoltaik-
Freiflächenanlagen sollen auf dafür geeigneten Flächen raumverträglich umgesetzt werden. 3Die Pla-
nung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen zur Erreichung der Ausbauziele gemäß Niedersächsischem 
Klimagesetz (NKlimaG) soll auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen insbesondere erfolgen auf  

1. kohlenstoffreichen Böden, für die die Möglichkeit der Wiedervernässung besteht,  

2. Böden mit einer bodenkundlichen Feuchtestufe kleiner als 3 oder größer als 8, die eine besondere 
Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz nicht aufweisen,  

3. altlastenverdächtigen Flächen sowie  

4. Ackerflächen mit einer mindestens hohen potenziellen Erosionsgefährdung durch Wasser.  

4Auf Böden mit einer Grünland- und Ackerzahl von 50 oder mehr, die nicht zugleich Böden im Sinne 
des Satzes 3 Nr. 2 oder 3 sind, sollen Photovoltaik-Freiflächenanlagen mit Ausnahme von Agri-Photo-
voltaikanlagen gemäß § 2 Abs. 5 Nr. 4 NKlimaG wegen der besonderen Bedeutung dieser Böden für 
die Sicherung der landwirtschaftlichen Nahrungsproduktion nicht geplant werden. 5Zur Verbesserung 
der Standortentscheidungen für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie sol-
len die Träger der Regionalplanung im Benehmen mit den Gemeinden und den landwirtschaftlichen 
Fachbehörden regionale Energiekonzepte erstellen und in die Regionalen Raumordnungsprogramme 
integrieren.  

Der RROP-Entwurf Stand 2025 enthält in der 3. Auslegung folgenden Wortlaut: 

RROP-Entwurf 2025, Kapitel 4.2.1, Ziffer 06: 

1Für raumbedeutsame Photovoltaikanlagen sollen grundsätzlich bereits versiegelte Flächen in An-
spruch genommen werden. 2Landwirtschaftlich genutzte und nicht bebaute Flächen, welche als Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund hohen Ertragspotenzials oder als Vorbehaltsgebiet Landwirt-
schaft aufgrund besonderer Funktionen festgelegt sind, sollen nicht für die Errichtung und Installation 
von Photovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden. 
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Unter der Annahme, dass die Entwürfe unverändert beschlossen werden, sollen Vorbehaltsgebiete 
für Landwirtschaft zunächst einmal nicht für Photovoltaikanlagen, hierzu zählen auch Agri-PV-Anla-
gen, in Anspruch genommen werden. In begründeten Fällen stehen der Gemeinde aber Abweichun-
gen von diesem der Abwägung zugänglichen Grundsatz frei. Eine Inanspruchnahme des hier vorlie-
genden Plangebietes erscheint aufgrund folgender Aspekte gerechtfertigt: 

1. Der Energiewende ist nicht allein durch den Ausbau der Windenergie sowie Inanspruch-
nahme bereits versiegelter Flächen zu erreichen, sodass Flächeninanspruchnahmen grds. 
erforderlich werden (siehe auch Kapitel 3). Dies gilt insb. vor dem Hintergrund des in Art 14 
Grundgesetz verankerten Eigentumsschutzes. 

2. Die dezentrale Energiegewinnung ist ein entscheidender Baustein der erneuerbaren Ener-
giegewinnung und der Resilienz der Energieinfrastruktur. Eine unabhängige Energieversor-
gung ist auch für die Stadt Bad Iburg von Bedeutung.  

3. Das Landesraumordnungsprogramm öffnet in seiner aktuell gültigen Fassung wie auch in der 
Entwurfsfassung zur Änderung 2025 landwirtschaftliche Flächen für eine Beanspruchung 
durch Agri-PV-Anlagen. Auch die Inanspruchnahme für Freiflächen-PV-Anlagen wird mit der 
Entwurfsfassung 2025 für Böden mit einer Ackerzahl < 50 ermöglicht. Die vorliegende Fläche 
besitzt eine maximale Bodenwertzahl von 29 (siehe auch Umweltbericht, Kapitel 2.2), sodass 
der raumordnerische Wert weit unterschritten wird. 

4. AGRI PV Anlagen entziehen im Vergleich zu Freiflächen PV der Urproduktion nur einen ge-
ringen Flächenanteil, sodass die landwirtschaftliche Nutzung in überwiegenden Teilen erhal-
ten wird. 

5. Bad Iburg weist aufgrund seiner naturschutzfachlichen Gegebenheiten im nördlichen Stadt-
gebiet einen hohen Schutzstatus auf (siehe auch Kap. 5.2.1) und lässt damit bauliche Ent-
wicklungen und Flächeninanspruchnahmen nahezu ausschließlich im südlichen Stadtgebiet 
verträglich zu. Der geplante Standort besitzt aufgrund technischer Vorprägung eine geringe 
Schutzwürdigkeit und weist bereits eine gute Eingrünung auf. 

6. Das für bauliche Eignungen verbleibende Stadtgebiet (südlicher Bereich) ist im RROP-Ent-
wurf nahezu vollflächig als Vorbehaltsfläche Landwirtschaft festgelegt, sodass raumordne-
risch besser geeignete Flächen nur in geringer Anzahl zur Verfügung stehen: südlich Biele-
felder Straße, zwischen Lange Ellern und Gewerbegebiet Sentrup; nördlich Vossegge. Auf 
den raumordnerisch besser geeigneten Flächen ist eine Flächenverfügbarkeit jedoch nicht 
gegeben. 

Der erneuerbaren Energieerzeugung wird im Rahmen der Abwägung ein höheres Gewicht beige-
messen, als dem raumordnerischen Grundsatz, landwirtschaftlich genutzte und nicht bebaute Flä-
chen, welche als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft festgelegt sind, nicht für die Errichtung und Instal-
lation von Photovoltaikanlagen in Anspruch zu nehmen. 

5.1.2 Zulässigkeit von Vorhaben 

Die Fläche ist derzeit als Außenbereichsfläche i. S. d. § 35 BauGB zu werten, sodass auf dieser 
Fläche ausschließlich privilegierte bzw. teilprivilegierte oder sonstige Nutzungen zulässig wären. 
Eine Agri-PV Anlage, sofern sie nicht räumlich und funktional einem privilegierten Vorhaben dient, 
ist im Außenbereich weder als privilegiertes Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB, noch als teilprivile-
giertes Vorhaben nach § 35 Abs. 4 oder sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 3 zulässig. Das ge-
meindliche Ziel, hier Baurecht für eine Hybridnutzung zu schaffen, die die Errichtung von Anlagen 
zur Stromerzeugung ermöglicht, erfordert somit die Aufstellung dieses Bebauungsplanes.  

5.2 Schutzgebiete/-festsetzungen 

5.2.1 Natur und Landschaft, Natura 2000 

siehe vorläufiger Umweltbericht Kapitel 1.2.3 
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5.2.2 Trinkwasserschutz- und Heilquellenschutzgebiete 

Laut Umweltkarten Niedersachsen und digitalem Umweltatlas des Landkreises Osnabrück liegen 
keine Trinkwasserschutz- und Heilquellenschutzgebiete i. S. d. §§ 51 bzw. 53 WHG innerhalb des 
Einwirkbereiches der Planung. 

5.2.3 Bau- und Bodendenkmäler, Denkmalzonen und Grabungsschutzgebiete  

Es liegen keine Bau- und Bodendenkmale sowie Denkmalzonen und Grabungsschutzgebiete inner-
halb des Einwirkbereiches der Planung. 

Bodendenkmale (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch Verfär-
bungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit), könnten aber bei Ausschachtungsarbeiten entdeckt 
werden. Daher findet sich ein entsprechender Hinweis auf der Planzeichnung, wodurch einem mög-
lichen Verlust entgegengewirkt wird. 

5.3 Realnutzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aktuell in der Mitte des Plangebietes mit einer Tier-
haltungsanlage (Stallanlage Legehennenhaltung) bebaut. Die nördlich und südlich daran anschlie-
ßenden Freiflächen sind als Weidegrünland genutzte Auslaufflächen. Im Westen, entlang der Straße 
In der großen Heide und im Osten, entlang des Gewässerlaufes stocken freiwachsende Hecken aus 
heimischen Laubgehölzen. Unmittelbar südlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich eine klei-
nere waldähnliche Struktur jüngeren Alters (Eichenpflanzung), im Nordosten grenzen ein weiteres 
Wäldchen sowie eine Obstwiese mittleren Alters an die Hühnerhaltung an. Im Übrigen sind benach-
barte Flächen ackerbaulich genutzt. Entlang der westlichen Grenze des Plangebietes verläuft ein 
asphaltierter Wirtschaftsweg (In der großen Heide), an den südwestlich des Bebauungsplans ein 
älterer Eichenwald anschließt. In nördliche Richtung, in einer Entfernung von ca. 150 m, befinden 
sich zwei Windkraftanlagen.  

 

Abb.: Realnutzung im Geltungsbereich (Quelle Kartengrundlagen: https://www.geobasisdaten.niedersachsen.de; 
https://www.wms.nrw.de/geobasis/wms_nw_abk; Zugriff 01/2025) 

https://www.geobasisdaten.niedersachsen.de/doorman/auth/grau
https://www.wms.nrw.de/geobasis/wms_nw_abk
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5.4 Eigentumsverhältnisse/Flächenverfügbarkeit 

Die Flächen innerhalb des Plangebiets befinden sich im Privateigentum.  

5.5 Bergbau 

Im Geltungsbereich und dessen näheren Umfeld sind keine bergbaulichen Rechte und Tätigkeiten 
bekannt. Das auf Eisenstein verliehene Bergwerksfeld Georg-Marie liegt in nördlicher Richtung in ca. 
3,5 km Entfernung. 

5.6 Altlasten 

Im Geltungsbereich sind keine Altlasten bekannt. Die Wahrscheinlichkeit, solche hier anzutreffen ist 
sehr gering. Folglich wird auf einen Hinweis verzichtet. Sollten sich jedoch Auffälligkeiten im Boden 
zeigen, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde (Landkreis Osnabrück) zu benachrichtigen.  

5.7 Kampfmittel 

Eine Luftbildauswertung und Kampfmitteluntersuchung hat nicht stattgefunden. Es wird empfohlen, 
im Rahmen der nachgelagerten Planung eine Luftbildauswertung und ggf. Kampfmitteluntersuchung 
durchzuführen. 

Weist bei Durchführung von Bauarbeiten der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbungen hin 
oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der 
Kampfmittelräumdienst durch die Ordnungsbehörde der Polizei zu verständigen. 

5.8 Immissionsschutz 

5.8.1 Lichtreflexionen 

Von PV-Modulen können störende Blendwirkungen auf die Umgebung, den Verkehr und schutzbe-
dürftigen Nutzungen ausgehen. Der Grad der Störung ist abhängig von den örtlichen Gegebenheiten, 
der Ausrichtung, Art und Bauweise der Anlage sowie der bestehenden Eingrünung. Da das Plange-
biet relativ eben und gegenüber schutzbedürftiger Nutzungen weitestgehend eingegrünt ist, ist davon 
auszugehen, dass der Störgrad grds. relativ gering ausfällt. Der Einfallwinkel der Sonne entspricht 
dem Ausfallwinkel, sodass die Reflexionen im Falle senkrechter Anlagen weitestgehend in Richtung 
Boden gelenkt werden. Sollten bei einer schrägen oder verstellbaren Anlage störende Reflexionen 
entstehen, so können diese durch weitere Abpflanzungen gemindert werden. 

Der Lichteinfall durch Scheinwerferlicht dürfte ebenfalls gering sein. Das Plangebiet liegt in >700 m 
Entfernung zur Bundesstraße und ist in Richtung Osten durch Baum- und Gehölzbestand abge-
schirmt. Die Hell-Dunkel-Grenze des Abblendlichts sollte laut ADAC etwa 50 bis 100 Meter (ein bis 
zwei Leitpfosten auf der Autobahn) weit vor dem Fahrzeug auf den Boden treffen. Somit liegt der 
Planbereich nicht innerhalb der Hell-Dunkel-Grenze, zumal die Bundesstraße in diesem Bereich re-
lativ geradlinig verläuft und die Fahrbahn zu keinem Zeitpunkt auf das Plangebiet gerichtet ist, sodass 
mit einfallendem Scheinwerferlicht nicht zu rechnen ist.  

5.8.2 Sonstige Immissionen 

An das Plangebiet grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Bei der Bewirtschaftung dieser 
Flächen können Geruchs-, Staub- und Lärmimmissionen auf den Geltungsbereich des Bebauungs-
planes einwirken. Weiter können Immissionen durch die nördlich gelegenen Windkraftanlagen auf 
das Plangebiet einwirken. Ein Schutzanspruch wird durch die festgesetzte Nutzung nicht erzeugt, 
sodass Konflikte nicht zu besorgen sind. 

Gleichzeitig können von der im Plangebiet genehmigten Anlage sowie der Bewirtschaftung der plan-
internen Flächen Emissionen, insbesondere Gerüche durch die bereits genehmigte und planungs-
rechtlich gesicherte Tierhaltungsanlage entstehen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die verur-
sachten Immissionen bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung ortsüblich sind und keine 
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nennenswerte Belastung darstellen. Das Plangebiet befindet sich inmitten des Außenbereiches, so-
dass es einige Entfernung zu schutzbedürftigen Nutzungen aufweist und unterstellt werden kann, 
dass keine Konflikte durch die Planung hervorgerufen werden, die nicht im Rahmen der nachgela-
gerten Planungen bewältigt werden können und eine genauere Untersuchung auf dieser Planebene 
entbehrlich ist.  

5.9 Hochwasserschutz 

Es liegen keine Hochwasserrisiko- und Überschwemmungsgebiete i. S. d. §§ 73 bzw. 56 WHG in-
nerhalb des Einwirkbereiches der Planung.  

Die Hinweiskarte Starkregengefahren Niedersachsen des Bundesamtes für Kartographie und Geo-
däsie (BKG) weist selbst bei extremen Starkregenereignissen lediglich im Nahbereich des Stallge-
bäudes kleinflächige Überflutungsbereiche mit um die 20 cm Überflutungstiefe aus, die mit geringer 
Geschwindigkeit nach Süden/Südwesten abfließen.  

Von nennenswerten Gefährdungen des Vorhabens durch Hochwasserereignisse ist entsprechend 
nicht auszugehen.  

 

Abb.: Auszug Hinweiskarte Starkregen (Daten für extreme Ereignisse) (Quelle: 
https://sgx.geodatenzentrum.de/wms_starkregen; Abruf: 01/2025) 

5.10 Standards / Vornormen 

Um Standards für Agri-PV-Anlagen zu bieten, wurde im Jahr 2021 die Vornorm DIN SPEC 91434 
(„Agri-Photovoltaik-Anlagen – Anforderungen an die landwirtschaftliche Hauptnutzung“) veröffent-
licht, die die wesentlichen Merkmale der Agri-PV benennt. Da Anforderungen an die Nutztierhaltung 
in Agri-Photovoltaik-Systemen in dieser Vornorm zwar genannt, jedoch nicht genauer spezifiziert 
wurden, erfolgte mit der DIN SPEC 91492 („Agri-Photovoltaik-Anlagen – Anforderungen an die Nutz-
tierhaltung“) im Jahr 2024 eine diesbezügliche Spezifikation, die die bisherigen Standards ergänzt.  

https://sgx.geodatenzentrum.de/wms_starkregen
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DIN SPEC 91434: 

Die DIN SPEC 91434 benennt Kriterien und Anforderungen an die landwirtschaftliche Hauptnutzung 
und kategorisiert die möglichen Formen von Agri-PV-Systemen (Anlagentypen und Art der landwirt-
schaftlichen Nutzung).  

Anlagentypen werden in zwei Kategorien eingeteilt. Kategorie I sind hochaufgeständerte Anlagen mit 
lichter Höhe von mindestens 2,10 m und Bewirtschaftung unter der Agri-PV-Anlage. Kategorie II – 
umfasst Anlagen mit einer bodennahen Aufständerung. Bei bodennahen Anlagen erfolgt die land-
wirtschaftliche Hauptnutzung erfolgt hier zwischen den Modulen. Die Module können entweder senk-
recht oder per Nachführung/Tracking verstellbar auf einem Pfosten aufgeständert werden. 

Zur landwirtschaftlichen Nutzung heißt es: „Grundsätzlich gilt, dass die Flächen der Agri-PV-Anlage 
für eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt werden müssen. Die landwirtschaftliche Tätigkeit um-
fasst dabei die Erzeugung oder den Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse bzw. die Erhaltung von 
Flächen in einem guten landwirtschaftlichen (und ökologischen) Zustand wie in den Cross Compli-
ance Vorschriften der Europäischen Union und den jeweiligen Länderregelungen niedergelegt. Ge-
nauere Ausführungen zur landwirtschaftlichen Tätigkeit auf den Agri-PV-Flächen müssen in einem 
landwirtschaftlichen Nutzungskonzept festgehalten werden, das in der Planungsphase vor dem Bau 
der Agri-PV-Anlage erstellt werden muss […]. Die landwirtschaftlich nicht nutzbare Fläche be-
schränkt sich auf die Fläche der Aufständerung und Bereiche, die im Zuge der Bearbeitung des 
Felds, entsprechend des landwirtschaftlichen Nutzungskonzepts, für eine herkömmliche Bearbeitung 
nicht mehr zur Verfügung stehen.“ Eingeteilt wird in die Kategorien A - Dauerkulturen und mehrjäh-
rige Kulturen, B - einjährige und überjährige Kulturen, C - Dauergrünland mit Schnittnutzung und D - 
Dauergrünland mit Weidenutzung.  

Die Höhe der Konstruktion und der Reihenabstand werden nicht festgelegt. Sie sind wesentlich von 
der gewählten Kultur und damit von den Maschinen abhängig, die später auf der Fläche zum Einsatz 
kommen sollen. 

Der Verlust an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche durch Aufbauten und Unterkonstruktionen darf 
höchstens 10 % der Gesamtprojektfläche bei Kategorie I und höchstens 15 % bei Kategorie II betra-
gen.  

DIN SPEC 91492: 

Die DIN SPEC 91492 legt ergänzend zur DIN SPEC 91434 tierhaltungsspezifische Anforderungen 
der Nutztierhaltung an die landwirtschaftliche Hauptnutzung im Bereich der Agri-PV fest. „Agri-PV 
und Nutztierhaltung“ bezeichnet die Integration von Photovoltaikanlagen in landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen, die der Nutztierhaltung dienen und die landwirtschaftliche Produktion aufrechterhal-
ten oder unterstützen, wobei die Agri-PV-Systeme an die landwirtschaftliche Nutztierhaltung ange-
passt sein müssen.  

Die Anforderungen und Kriterien der DIN SPEC 91492 beziehen sich im Sinne einer guten landwirt-
schaftlichen Praxis und technischen Offenheit neben Grünlandflächen mit Weidenutzung (= bereits 
in der DIN SPEC 91434 unter Kategorie 1D und 2D aufgeführte, aber nicht näher definierte Formen 
der Nutztierhaltung), auf alle für die Nutztierhaltung relevanten landwirtschaftlichen Flächen und Nut-
zungsarten.  

Unterschieden wird auch in dieser Vornorm in hoch aufgeständerte Systeme ≥ 2,1 m (Kategorie 1: 
die Nutztiere können die landwirtschaftlichen Flächen zwischen und unter den Modulen gleicherma-
ßen nutzen) und bodennahe Systeme < 2,1 m (Kategorie 2: die Nutztiere können entweder die land-
wirtschaftliche Fläche zwischen den Modulen oder die landwirtschaftliche Fläche unter und zwischen 
den Modulen nutzen; eine Mindesthöhe wird durch die DIN nicht festgelegt und orientiert z. B. an 
Vorgaben zum Tierschutz).  

Der Verlust an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche darf höchstens 15 % der Gesamtprojektfläche 
betragen, d. h. nach dem Bau der Agri-PV-Anlage muss auf der Gesamtprojektfläche weiterhin ein 
Flächenbesatz von 85 % im Vergleich zu einer Referenzfläche erreicht und umgesetzt werden.  

Größe und Höhe der Agri-PV-Anlagen sowie Ausrichtung und Abstände zwischen den Modulreihen 
sind auch in dieser DIN SPEC nicht festgelegt, sondern im Einzelfall an die Nutztierhaltung und Nut-
zungsart auf der Fläche anzupassen.  
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Es sind Maßnahmen zum Schutz der Nutztiere vor Verletzungen an den technischen Einrichtungen 
sowie andersrum zum Schutz der Agri-PV-Anlage (insbesondere Verkabelungen und weitere Kom-
ponenten wie Trafo u. ä.) vor Beschädigungen durch die Nutztiere vorzusehen.  

6. Planungsrechtliche Festsetzungen 

Die Zulässigkeit baulicher Anlagen wird durch mehrere Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1-3 BauGB 
gesteuert, um ein attraktives städtebauliches Siedlungsbild und einen geordneten Siedlungskörper 
sowie eine möglichst geringe negative Beeinträchtigung von Boden, Natur und Landschaft zu errei-
chen.  

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Abgeleitet aus dem Bestand und der planungsrechtlichen Zielsetzung werden zwei Sondergebiete 
festgesetzt. 

Sondergebiet Tierhaltung 

Der mittlere Bereich des Plangebietes wird entsprechend des vorhandenen Anlagenbestandes so-
wie der ausgeübten Nutzung als Sondergebiet Tierhaltung festgesetzt. Diese Festsetzung soll den 
Bestand unter Ermöglichung geringfügiger Anpassungen sichern. Das Gebiet dient der Unterbrin-
gung von Tierhaltungsanlagen sowie dieser Nutzung zugehörige und dienliche Anlagen (insb. Hof-
flächen, Kot-/Güllebehälter, Silos usw.). 

Sondergebiet Agri-PV 

Für die im Plangebiet nördlich und westlich gelegenen, derzeit als Auslaufflächen genutzten Freibe-
reiche wird ein Sondergebiet Agri-PV festgesetzt. Kennzeichnend für die Agri-PV ist „die kombinierte 
Nutzung ein und derselben Landfläche für landwirtschaftliche Produktion als Hauptnutzung und die 
Stromproduktion als Sekundärnutzung“2. In dieser Doppelnutzung besteht der wesentliche Unter-
schied zu herkömmlichen PV-Freiflächenanlagen, die zwar auch auf landwirtschaftlichen Flächen 
errichtet werden, eine Fortsetzung der landwirtschaftlichen Nutzung jedoch durch die niedrige Mo-
dulhöhe in der Regel aber ausschließen. Das festgesetzte Sondergebiet Agri-PV dient entsprechend 
der solaren Stromproduktion bei gleichzeitiger landwirtschaftlicher Nutzung der Fläche.  

Im Sondergebiet Agri-PV sind ausschließlich folgende Nutzungen und Anlagen zulässig:  

• senkrecht aufgestellte oder nachgeführte Solarmodule (Photovoltaikanlagen), die in ei-
nem Reihenabstand von mindestens 8,0 m aufgeständert und punktuell im Untergrund 
verankert werden  

• Nebenanlagen, die der Zweckbestimmung des Sondergebietes dienen (z. B. Technikge-
bäude, Stromspeicher-Container, Trafostationen, (unterirdische) Kabelleitungen) 

• Zufahrten und Wartungsflächen 

• integrierte landwirtschaftliche Nutzung zwischen und unter den Modulreihen 

Mit den getroffenen Festsetzungen wird optional die Errichtung senkrecht aufgeständerter Solarmo-
dule oder aber die Errichtung beweglicher, dem Sonnenstand nachgeführter Anlagen zugelassen. 
Unter senkrecht aufgestellten Anlagen ist ein vertikales, stabiles Gestellsystem mit übereinander lie-
genden, i. d. R. bifacialen Solarmodulen verstanden. Sog. nachgeführte Anlagen / Trackeranlagen 
weisen mit einem Getriebemotor ausgestattete Module auf, die über eine Steuerungseinheit entspre-
chend des Sonnenstandes bewegt werden.  

Die Reihenabstände bei Agri-PV-Nutzung können in Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten, 
der landwirtschaftlichen Nutzungsart und der technischen Rahmenbedingungen (Art der Module und 
der Aufständerung) variieren. Im Hinblick auf Maschinenbreiten und Beschattung der landwirtschaft-
lichen Fläche sollte entsprechend der fachlichen Empfehlungen der Mindestabstand zwischen den 
Reihen acht Metern nicht unterschreiten und wird entsprechend festgesetzt.  

 

2 DIN SPEC 91434:2021-05 
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Eine Spezifizierung der landwirtschaftlichen Nutzung legt der vorliegende Angebots-Bebauungsplan 
nicht fest. Da es sich bei der vorliegenden Planung um die Ergänzung einer bestehenden landwirt-
schaftlichen Nutzung durch solare Stromerzeugung handelt, ist faktisch von einer Kombination der 
geplanten Agri-PV-Anlage mit einer Freiland-Hühnerhaltung auszugehen.  

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird abhängig von der Nutzung festgesetzt.  

Sondergebiet Tierhaltung: 

Im SO Tierhaltung wird das Maß der baulichen Nutzung durch Grundflächenzahl GRZ = 0,7 sowie 
Maximalhöhe Hmax = 6,5 m festgesetzt.  

Die festgesetzte GRZ sichert den Bestand unter Zulässigkeit geringfügiger Erweiterungen.  

Die Maximalhöhe wird im SO Tierhaltung relativ zur Höhe der angrenzenden Erschließungsstraße 
festgesetzt und beträgt 6,5 m. Sie ermittelt sich aus dem Abstand zwischen dem oberen Gebäude-
abschluss (bei Flachdächern: Attika, bei Pult-, Sattel- und sonstigen Dächern: First / oberer Dachab-
schluss) und der Höhe der angrenzenden Erschließungsstraße (Straßenmitte) in der Gebäudemitte. 

Sondergebiet Agri-PV: 

Im SO Agri-PV wird das Maß der baulichen Nutzung durch eine Maximalhöhe und eine maximale 
Grundflächenzahl (GRZ) festgelegt.  

Die Maximalhöhe im SO Agri-PV wird relativ zur Höhe der natürlichen Geländeoberfläche festgesetzt 
und beträgt Hmax = 4,0 m, gemessen in der Modulmitte am oberen Punkt der Anlage (Querriegel). 
Um technischen Notwendigkeiten Rechnung zu tragen, wird festgesetzt, dass Höhenüberschreitun-
gen durch untergeordnete Gebäudeteile wie z. B. Schornsteine, Antennen oder Masten bis zu einer 
Höhe von 8,0 m zulässig sind. Hierdurch wird sichergestellt, dass sich das der vorhandene Baube-
stand abgesichert wird und sich das gesamte Vorhaben landschaftsbildverträglich gestaltet. 

Die zulässige Grundfläche definiert sich gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO als der Anteil des Baugrund-
stücks, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Hierzu zählen auch jene Flächen, die von 
den Anlagen nur temporär überdeckt sind, auch dann, wenn sie nicht baulich in Anspruch genom-
men / versiegelt sind. Die Flächeninanspruchnahme ergibt sich demnach zum einen aus der direkten 
Bodeninanspruchnahme durch die Aufständerung und zum anderen durch die von PV-Modulen über-
spannte Fläche. Im Falle senkrecht aufgeständerter Anlagen liegt die Gesamtfläche in einem sehr 
niedrigen Bereich, da eine Überdeckung des Bodens durch die Module kaum stattfindet und die Bo-
deninanspruchnahme durch die Aufständerung sehr gering ist. Im Falle nachgeführter Module wird 
hinsichtlich der überdeckten Fläche die im Tagesverlauf maximal überdeckte Fläche in Anrechnung 
gebracht. Die tatsächliche Bodeninanspruchnahme selber ist wie bei senkrechten Anlagen nur für 
die Aufständerung erforderlich und dementsprechend sehr gering. 

Aufgrund der zum jetzigen Verfahrensstand noch unkonkreten Vorhabenplanung wird vereinfachend 
eine GRZ von 0,5 angesetzt, die sich an dem Anlagentyp der Trackeranlagen orientiert und bei einer 
maximalen Bodenüberdeckung im Falle einer waagrechten Modulstellung die Überspannung von 
50 % des Sondergebietes zulässt.  

6.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Der überbaubare Bereich wird mit einem überwiegend 5,0 m breiten bzw. in Benachbarung von 
Waldflächen 10,0 m breiten Abstand entlang der Plangebietsgrenzen festgesetzt. Hierdurch ist ge-
währleistet, dass ein Mindestmaß zu Nachbarflächen insb. zur Straße und den Waldflächen gewahrt 
bleibt und gleichzeitig eine möglichst hohe Ausnutzung der Fläche gelingt.  

Zum Schutz des Uferrandstreifen, insb. des Räumstreifens wird zudem festgesetzt, dass Nebenan-
lagen i. S. d. § 14 BauNVO ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig 
sind. Dies gilt jedoch nicht für Zufahrten, Wartungsflächen und Kabelleitungen, da diese keine räum-
lichen Auswirkungen besitzen sowie Einfriedungen. Einfriedungen entlang der östlichen Plangebiets-
grenze müssen gem. Örtlicher Bauvorschrift jedoch einen Abstand von mind. 1,0 m zur Plangebiets-
grenze halten. 
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6.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

6.4.1 Gestaltung von Oberflächenbefestigungen 

Um die Auswirkungen auf Natur und Landschaft zu begrenzen, wird festgesetzt, dass erforderliche 
Flächenbefestigungen im SO Agri PV nach Möglichkeit als begrünte Flächenbefestigungen, min-
destens jedoch in wasserdurchlässiger Bauweise (Schotterrasen, Rasengitterstein) anzulegen sind.  

Hierdurch wird zum einen das Ziel verfolgt, das auf den Flächenbefestigungen anfallende Nieder-
schlagswasser möglichst weitgehend zu versickern und damit die Grundwasserneubildung zu för-
dern sowie den Niederschlagswasserabfluss zu minimieren und zum anderen, die technische/bauli-
che Überformung des Außenbereiches durch Ansaat mit geeignetem Saatgut und einstellendem Be-
wuchs zu begrenzen. Neben den wasserwirtschaftlichen Vorteilen ergibt sich so auch eine ökologi-
sche und optische Wertsteigerung der befestigten Flächen. 

Da eine wasserdurchlässige Befestigung idealerweise einschließlich Vegetationsbewuchs einen 
wertvollen Beitrag zur Verhinderung von Schadensfällen bei Starkregenereignissen leistet, zur 
Grundwasserneubildung beiträgt und i. d. R. keine großen praktischen Probleme bereitet, ist die 
Maßnahme gerechtfertigt. 

Als wasserdurchlässig werden Beläge angesetzt, deren Spitzenabflussbeiwert kleiner 0,3 ist (siehe 
auch DIN 1986-100:2016-9). Dieser geringe Wert ermöglicht ein Minimum an Befestigung, was au-
ßenbereichsverträglich erscheint. 

6.4.2 Niederschlagswasserbeseitigung 

Um die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu begrenzen wird festgesetzt, dass das auf der Flä-
che und den baulichen Anlagen anfallende unbelastete Niederschlagswasser innerhalb des Gel-
tungsbereiches am Ort des Anfalls bzw. im unmittelbar angrenzenden Bereich über die belebte Bo-
denzone zu versickern ist. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Grundsätze des Wasserhaushalts-
rechts gewahrt werden und die durch das Vorhaben bedingten Auswirkungen auf ein Minimum redu-
ziert werden sowie die Grundwasserneubildung vor Ort sichergestellt wird. Aufgrund des geringen 
Versiegelungsgrades und umfangreich vorhandenen unversiegelten und landwirtschaftlich genutzten 
Flächen/Zwischenräume ist davon auszugehen, dass die Beseitigung ohne größere Probleme mög-
lich ist. Sollten sich aufgrund der Topografie und des an den PV-Modulen abtropfenden Regenwas-
sers Bodenerosionen ergeben, so kann diesen durch entsprechende Bodenmodellierungen, wie z. B. 
der Anlage von Kleinmulden begegnet werden.  

6.5 Befristung der PV-Nutzung (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Da PV-Anlagen eine begrenzte wirtschaftliche Laufzeit besitzen, stellt sich nach einer gewissen 
„Amortisationszeit“, i. d. R. nach 20-30 Jahren die Frage, was mit der Anlage und der Fläche ge-
schieht. Ob und in welcher Form vergleichbare Anlagen auf dieser Fläche weitergeführt werden, wird, 
wird vor dem Hintergrund der Entwicklungen im Energiesektor sowie im Hinblick auf Herstellungs- 
und Investitionskosten sowie der Ausgestaltung der zukünftigen Förderpolitik entschieden werden.  

Um den landwirtschaftlichen Belangen sowie den Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes 
Rechnung zu tragen und eine technisch/bauliche Überformung der Landschaft durch nicht betriebene 
Anlagen zu vermeiden, erlischt mit der dauerhaften Außerbetriebnahme der PV-Anlagen deren Zu-
lässigkeit sowie die Zulässigkeit der mit dieser Nutzung einhergehenden Nebenanlagen.  

Zwar folgt aus dieser Unzulässigkeit keine Rückbauverpflichtung, jedoch wird hierdurch unter be-
stimmten Voraussetzungen die Anordnung eines Rückbaugebotes gem. § 179 BauGB möglich. Da 
sich der Vorhabenträger vertraglich zum Rückbau verpflichtet und den Rückbau durch Bürgschaft 
auch kostenmäßig absichert, wird der Rückbau damit wirtschaftlich und rechtlich abgesichert.  

Wann von einer Nutzungsunterbrechung und wann von einer dauerhaften Außerbetriebnahme aus-
zugehen ist, beurteilt sich nach der Verkehrsauffassung. Dieses wiederum beurteilt sich nach dem 
Einzelfall. Anhaltspunkte für die Auslegung, ob es sich um eine Nutzungsunterbrechung oder dauer-
hafte Nutzungsaufgabe handelt und die Anlage Bestandsschutz besitzt, ergeben sich, da die 
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Niedersächsische Bauordnung keine Regelungen enthält, aus der Rechtsprechung. Anderes gilt, so-
fern die Baugenehmigung hierzu Regelungen/Befristungen enthält.  

Für die Beurteilung, inwiefern eine Nutzungsunterbrechung vorliegt oder eine dauerhafte Außerbe-
triebnahme anzunehmen ist, hat das BVerwG das sog. Zeitmodell entworfen, welches sich mit der 
Frage der Fortdauer des nachwirkenden Bestandsschutzes im Außenbereich befasst.  

Demnach rechnet die Verkehrsauffassung im ersten Jahr nach der Zerstörung eines Bauwerks stets 
mit dem Wiederaufbau. Eine Einzelfallprüfung erübrigt sich. Im Zweiten Jahr nach der Zerstörung 
des Bauwerks spricht für die Annahme, dass die Verkehrsauffassung einen Wiederaufbau noch er-
wartet, eine Regelvermutung, die im Einzelfall jedoch entkräftet werden kann, wenn Anhaltspunkte 
für das Gegenteil vorhanden sind. Nach Ablauf von zwei Jahren kehrt sich diese Vermutung um. 
Fortan muss der Bauherr/Eigentümer Gründe darlegen, dass die Zerstörung des Gebäudes noch 
keinen als endgültig erscheinenden Zustand herbeigeführt hat (vgl. BVerwG v. 18.05.1995 - 4 C 
20/94 Rn 15). 

Dieser Rechtsprechung sind in den vergangenen Jahren jedoch mehrere Oberverwaltungsgerichte 
entgegengetreten. Maßgebend für den Bestandsschutz ist danach nicht allein die Dauer der Nut-
zungsunterbrechung. Vielmehr stellen die Gerichte auf den Fortbestand der Baugenehmigung ab. 
Gem. § 43 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz bleibt ein Verwaltungsakt wirksam, solange und 
soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder 
auf andere Weise erledigt ist. Erst wenn einer der gesetzlich anerkannten Gründe für das Erlöschen 
der Baugenehmigung vorliege, könne auch der Bestandsschutz erlöschen. In Betracht komme ein 
dauerhafter und endgültiger Verzichtswille des Bauherrn auf die Baugenehmigung, der jedoch un-
missverständlich und unzweifelhaft zum Ausdruck kommen müsse.  

„In die Gesamtbetrachtung sind neben dem Zeitablauf alle nach außen tretenden Umstände einzu-
stellen, die Rückschlüsse auf den Willen des Eigentümers zulassen. Zu berücksichtigen sind bei-
spielsweise der Zustand der baulichen Anlage und das gegebenenfalls erforderliche Maß notwendi-
ger Investitionen vor einer Wiederaufnahme der Nutzung, die tatsächlichen, insbesondere wirtschaft-
lichen, und - über das öffentliche Baurecht hinaus - rechtlichen Rahmenbedingungen und Anforde-
rungen einer erneuten Nutzung, die nach außen getretenen Gründe für die damalige Beendigung 
der Nutzung, sonstige Veränderungen des Baugrundstücks und der darauf bestehenden baulichen 
Anlagen, etwaige vertragliche Bindungen, gegebenenfalls auch das Vorliegen eines langfristigen 
Nutzungskonzepts. Maßgeblich ist, wie ein objektiver Dritter die Umstände des Einzelfalls unter Be-
achtung der Verkehrsauffassung verstehen muss (BayVGH, B.v. 22.4.2022 a.a.O.; NdsOVG, B.v. 
25.3.2021 - 1 MN 20/21 - ZfBR 2021, 662 = juris Rn. 22; U.v. 7.10.2021 - 1 KN 17/20 - UPR 2022, 
112 = juris Rn. 50). Auch wenn das Zeitmoment alleine nicht für die Annahme des Wegfalls der 
Genehmigung und damit für einen durch eine Genehmigung vermittelten Bestandsschutz ausschlag-
gebend ist (s.o.), so ist doch schon aufgrund des wirtschaftlichen Wertes die Nutzung einer baulichen 
Anlage die Regel, ein nutzungsloser Zustand die Ausnahme. Je länger eine bauliche Anlage unge-
nutzt bleibt, umso drängender stellt sich daher aus der maßgeblichen Sicht eines objektiven Dritten 
die Frage, ob noch von einer bloßen Nutzungsunterbrechung und nicht schon von einer endgültigen 
Nutzungsaufgabe auszugehen ist. Je länger keine Nutzung stattfindet, umso eher ist mithin bei einem 
Hinzutreten weiterer Umstände die Annahme begründet, die Nutzung solle auch in Zukunft nicht 
wiederaufgenommen werden.“ (VGH München v. 11.10.2022 – 15. ZB 22.868). Das Bundesimmis-
sionsschutzgesetz geht davon aus, dass eine Genehmigung erlischt, wenn eine Anlage während 
eines Zeitraums von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben wird (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). 

Im vorliegenden Fall ist eher eine enge Auslegung anzusetzen, da es sich um eine sehr spezielle 
Nutzung mit geringer Amortisationszeit und Lebensdauer handelt und die Entwicklungen in diesem 
Sektor sehr dynamisch sind. Auch sollte in die Beurteilung einbezogen werden, dass es sich um 
einen „ehemaligen“ Außenbereich handelt, das Plangebiet allseits vom Außenbereich umgeben ist, 
dieser grds. von Bebauung und baulicher Überformung geschützt werden soll und damit auch ein 
hohes Allgemeininteresse an einem Rückbau besteht, wenn der Planungsanlass nicht mehr gegeben 
ist.  

Durch die Befristung und den Rückbau können schlussendlich die durch die Anlage entstehenden 
naturschutzfachlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen behoben werden. Zulässig bleibt die 
landwirtschaftliche Nutzung auf der ganzen Fläche. 



Stadt Bad Iburg 

Bebauungsplan Nr. 96 „westlich Donnerbrinksweg“  

P:\9393 Töniges\011 SP BP96 Donnerbrinksweg\03 frühz Beteil\03 Texte\03-BP96-BEG-c.docx 13  

7. Örtliche Bauvorschriften 

Die Örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung sind gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 
NBauO als Festsetzungen in den Bebauungsplan eingeflossen. Über diese Festsetzungen soll das 
Landschaftsbild vor baulicher Überformung geschützt werden. Diese Steuerung ist erforderlich, da 
der Planbereich in einer stark naturräumlich bzw. landwirtschaftlich geprägten Umgebung liegt und 
der Fernsicht ausgesetzt ist. 

7.1 Einfriedungen  

Da es sich bei der beplanten Fläche bereits um eine Fläche zur Tierhaltung handelt, deren Nutzung 
fortgeführt und lediglich durch Agri-PV ergänzt wird, sind Formen der Einfriedung prinzipiell schon 
über die vorhandene Nutzung vorgegeben.  

Zulässig sind durchsichtige Zaunanlagen, ggf. in Kombination mit Hecken aus heimischen Laubge-
hölzen.  

Um sicherzustellen, dass im Bereich des Uferrandstreifens ein Räumstreifen von 1,0 m bebauungs- 
und hindernisfrei bleibt, wird festgesetzt, dass zur östlichen Plangebietsgrenze (ggü. Flurstück 72) 
ein Abstand von 1,0 m (Räumstreifen) einzuhalten ist. 

Ein bei Freiflächen- und Agri-PV-Anlagen oftmals üblicher Bodenabstand der Zaunanlagen zwecks 
Unterquerungsmöglichkeit für Kleintiere wird im Hinblick auf die Anforderungen der Tierhaltung hier 
nicht vorgesehen.  

8. Verwirklichung des Bebauungsplanes 

8.1 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. Sollten Neuparzellierungen erforderlich/ange-
strebt sein, so werden diese privatrechtlich vorgenommen. 

8.2 Verkehrliche Erschließung und infrastrukturelle Ver- und Entsorgung  

Die Erschließung erfolgt über die Straße In der großen Heide.  

In Bezug auf die Versorgung mit Trinkwasser, die fernmeldetechnische Versorgung und die Nieder-
schlags- und Abwasserbeseitigung kommt es zu keiner wesentlichen Änderung.  

Die Einspeisung der durch die Agri PV Anlage erzeugten elektrischen Energie ist mit dem zuständi-
gen Energieversorger abzustimmen. Hierfür ist eine kundeneigene Übergabestation innerhalb des 
Plangebietes, alternativ durch den Versorger außerhalb des Plangebietes zu errichten.  

Die Ausführung und die übrige für die Sicherheit des Netzes notwendigen Einrichtungen müssen 
§ 49 des Energiewirtschaftsgesetzes und den im Einzelfall notwendigen technischen Anschlussbe-
stimmungen des Netzbetreibers entsprechen. 

9. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Umweltprüfung: Der Bebauungsplan wird im Vollverfahren einschließlich Umweltprüfung aufgestellt. 
Die Erfassung und Bewertung der Schutzgüter der Umweltprüfung und eine Prognose der voraus-
sichtlichen Umweltauswirkungen werden im Umweltbericht dokumentiert, der gesonderter Bestand-
teil dieser Begründung ist.  

Eingriffsregelung / Ausgleich: Integrativ werden im Umweltbericht auch die Belange der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB abgehandelt.  

Eine Umsetzung des Vorhabens geht mit einer vergleichsweise geringen Bodeninanspruchnahme 
einher. Entsprechend gering ist der Kompensationsbedarf des Vorhabens. Der nachfolgende vorläu-
fige Umweltbericht enthält eine Eingriffsbilanz nach dem Kompensationsmodell des Landkreises 
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Osnabrück. Eine geeignete Kompensationsmaßnahme wird mit der Entwurfsfassung zur Beteiligung 
vorliegen.  

Artenschutz: Zwingend zu beachten sind die naturschutzrechtlichen Vorgaben zum speziellen Arten-
schutz im Zuge bauplanungsrechtlicher Vorhaben. Von Verstößen gegen artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände durch Umsetzung der Planung ist aufgrund der Intensivtierhaltung nicht auszuge-
hen. 

10. Flächenbilanz 

Sondergebiet Tierhaltung 0,612 ha 

Sondergebiet Agri-PV 4,354 ha 

gesamt 4,966 ha 
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II. VORLÄUFIGER UMWELTBERICHT 

Entsprechend der Vorgaben des § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB wurde für die Belange des Umweltschut-
zes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraus-
sichtlichen, erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und 
bewertet werden. 

Im Rahmen des vorliegenden vorläufigen Umweltberichtes werden die Schutzgüter Mensch, Boden, 
Fläche, Wasser, Pflanze, Tier, Biologische Vielfalt, Klima/Luft, Landschaftsbild und Kultur- und Sach-
güter beschrieben und bewertet und die Auswirkungen des Planvorhabens auf die jeweiligen Schutz-
güter prognostiziert. Integrativ werden die Anforderungen der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB abgearbeitet.  

1. Einleitung 

1.1 Beschreibung des Planvorhabens 

1.1.1 Angaben zum Standort 

Das rund 5 ha umfassende Plangebiet befindet sich südwestlich der Ortslage Bad Iburg im landwirt-
schaftlich genutzten Freiraum der Gemarkung Ostenfelde. Ca. 200 m östlich des Geltungsbereiches 
verläuft in Nord-Süd-Richtung der Donnerbrinksweg. Der beplante Bereich liegt unmittelbar östlich 
des ebenfalls in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Wirtschaftsweges In der großen Heide. Ca. 300 m 
westlich verläuft die Landesgrenze zwischen Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen.  

Das Bebauungsplangebiet ist gegenwärtig in landwirtschaftlicher Nutzung für die Freilandhaltung von 
Hühnern. Weite Teile der Fläche sind als mehr oder weniger grünlandgeprägter Freilauf (nahe des 
Stalls kaum Vegetationsnarbe, in größerer Entfernung geschlossene Grasnarbe) angelegt, zentral 
befindet sich eine Stallanlage mit jeweils überdachten Austritten entlang der Stalllängsseiten.  

Die westliche Grenze des Plangebietes wird von einer Laubhecke aus Sträuchern und Bäumen be-
gleitet, ebenso die südöstliche Plangebietsgrenze. Unmittelbar südlich grenzt eine kleinflächige Ge-
hölzpflanzung (junger Eichenwald) an, ferner befinden sich unmittelbar angrenzende kleinere Wald-
flächen im Südwesten und im Nordosten sowie nördlich des Wäldchens im Nordosten eine Obst-
wiese.  

Die Umgebung des Plangebietes ist weiträumig landwirtschaftlich genutzt. Auf niedersächsischer 
Seite handelt es sich um eine von ackerbaulicher Nutzung geprägten Landschaft mit eingestreuten 
kleineren Flächengehölzen. Westlich des Plangebietes erstreckt sich eine durch zahlreiche lineare 
und kleinflächige Gehölzstrukturen gegliederte Landschaft, die neben Ackerbau auch noch mehr An-
teil Grünlandflächen aufweist (Lienener Heckenlandschaft). 

Ca. 150 m nordwestlich und 200 m nördlich des Vorhabens befindet sich jeweils eine Windkraftan-
lage mit Gittermast, 100 m südlich verläuft eine 110 kV-Leitung, rund 600 m südlich liegt die Sand-
grube Ostenfelde mit zwei Abbaugewässern.  

Ein Luftbild des Plangebietes und seiner Umgebung ist im Kapitel 5.3 des Begründungstextes dar-
gestellt. 

1.1.2 Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes, Bedarf an Grund und Boden 

Geplant ist die Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage (Agri-PV-Anlage), die eine synergetische 
Flächennutzung im Sinne der regenerativen Energiegewinnung unter Beibehaltung der bereits be-
stehenden landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche zum Ziel hat.  

Aufgestellt wird ein Angebots-Bebauungsplan, dem ein konkretes Vorhaben zur Installation einer 
Agri-PV-Anlage auf den Auslaufflächen einer Freiland-Hühnerhaltung zu Grunde liegt. Planerisch 
verbindliche Festlegungen zum Vorhaben lauten im Vorentwurf wie folgt: 

Der Bebauungsplan weist überwiegende Flächenanteile (rund 4,35 ha) als Sondergebiet Agri-PV 
aus. Im Sondergebiet zulässige Nutzungen sind laut der textlichen Festsetzungen: Solarmodule mit 
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Reihenabstand mindestens 8,0 m sowie Nebenanlagen entsprechend der Zweckbestimmung des 
Sondergebietes (z. B. Technikgebäude, Stromspeicher-Container, Trafostationen, (unterirdische) 
Kabelleitungen), Zufahrten und Wartungsflächen. Für die Ausführung der Solarmodule wird offenge-
halten, ob senkrecht aufgeständerte oder nachgeführte Module eingesetzt werden.  

Weitere relevante Festsetzungen betreffen das Maß der baulichen Nutzung und das Baufenster. Die 
Baugrenze sieht, abgesehen von Grenzabständen von 5 m (bzw. 10 m entlang benachbarter Wald-
flächen), eine vollflächige Nutzbarkeit des Sondergebietes vor. Die tatsächliche bauliche Inanspruch-
nahme des Bodens wird sehr gering ausfallen, im Falle nachgeführter Module müsste aber auch die 
von den Modulen überdeckte Fläche mit einbezogen werden. Entsprechend setzt der Bebauungs-
plan eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 fest, die sich auf die von baulichen Anlagen überdeckte 
Fläche bezieht. Die Höhe der baulichen Anlagen legt der Bebauungsplan mit maximal 4,0 m fest. 
Dies entspricht bei senkrechten Anlagen im Regelfall dem Aufbau von drei Solarelementen von 1 m 
Höhe zuzüglich Abstand zwischen Unterkante der Elemente und Boden. Bei nachgeführten Anlagen 
darf im Zuge der sonnenstandsabhängigen Modulausrichtung der höchste Punkt der oberen Modul-
kante nicht die Höhe von 4 m überschreiten. 

Nicht im Bebauungsplan festgesetzt ist die konkrete Gründung der PV-Elemente (zulässig: punktu-
elle Verankerung im Untergrund). Die gegebenen Bodenverhältnisse ermöglichen aller Voraussicht 
nach eine Verankerung in Form einer Pfahlgründung ohne Fundamentbau.  

Bestandssichernd setzt der Bebauungsplan zudem ein Sondergebiet Tierhaltung aus, das die vor-
handene Stallanlage einschließlich Zufahrt und umgebende Befestigungsflächen umfasst. Die 
Grundflächenzahl des Sondergebietes entspricht der bereits vorhandenen Flächeninanspruchnahme 
einschließlich kleinflächigen Erweiterungsmöglichkeiten.  

Die Einfriedung im Plangebiet wird über die örtlichen Bauvorschriften geregelt. Zulässig sind Einfrie-
dungen in Form von durchsichtigen Zaunanlagen, ggf. in Kombination mit lebenden Hecken aus hei-
mischen Laubgehölzen. Dies entspricht den Anforderungen/Gegebenheiten entsprechend der be-
reits vorhandenen Tierhaltung.  

1.1.3 Wirkfaktoren des Vorhabens 

Wirkfaktoren sind Bestandteile der Planung, die geeignet sind, Veränderungen der Umwelt mit Wir-
kungen in Bezug auf die Schutzgüter der Umweltprüfung auszulösen.  

Baubedingte Wirkfaktoren ergeben sich über den Zeitraum der Anlagenaufstellung. Hierbei handelt 
es sich um eher kurzzeitige Baumaßnahmen und Wirkungen, wie z. B. vorübergehende Emissionen 
und ggf. temporäre Baustelleneinrichtungs-/Lagerflächen. Emissionen können in Form von Geräu-
schen durch Baulärm, Erschütterungen (v. a. durch Rammarbeiten beim Einsetzen der Pfähle) und 
stofflichen Emissionen einhergehen. Durch das Befahren des Bodens besteht die Möglichkeit von 
Verdichtungen und Veränderungen des Bodengefüges (z. B. durch Umlagerungen beim Aushub von 
Kabelgräben). Zudem kann es während der Bauarbeiten zu temporären Störungen der örtlichen 
Fauna kommen. 

Anlagenbedingt sind im Wesentlichen die von der Errichtung der Agri-PV-Elemente ausgehenden 
Wirkfaktoren/Wirkungen zu nennen. Neben einer zulässigen Bodenneuinanspruchnahme von maxi-
mal 1.000 m² im Bereich des Sondergebietes Agri-PV sind dies vor allem die Raumwirkung der mit 
bis zu 4,00 m Höhe zulässigen, reihenweise aufgestellten technischen Elemente einschließlich 
Blendwirkung und Teilbeschattung der unter den Elementen befindlichen Grundfläche im Sonderge-
biet. Diese Wirkfaktoren gelten für die Betriebsdauer der Anlage. Nach Aufgabe der PV-Anlage ver-
bleibt als zulässige Nutzung die Landbewirtschaftung. Eine explizite Rückbauverpflichtung sieht der 
Bebauungsplan nicht vor, daher ist auch eine Erneuerung der PV-Anlage nach Ablauf der techni-
schen Lebensdauer möglich. Entsprechend ist von einer Wirkung der Anlage auf unbestimmte Zeit 
auszugehen. 
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Betriebsbedingt sind vor allem Wirkungen zu fassen, die durch Wartungsarbeiten entstehen können. 
Emissionen (Lärm, elektromagnetische Spannungen) durch den Betrieb der Anlage sind nach aktu-
ellem Wissensstand als eher vernachlässigbar einzuordnen3.  

1.2 Berücksichtigung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 
Umweltschutzes 

Im Bauleitplanverfahren sind die in den einschlägigen Fachgesetzen (ggf. einschließlich ergänzender 
Verwaltungsvorschriften), Fachplanungen und Raumordnungsplänen festgelegten Ziele des Umwelt-
schutzes zu berücksichtigen und als Bewertungsmaßstäbe für eine Beurteilung möglicher Umwelt-
auswirkungen heranzuziehen.  

Die Berücksichtigung der allgemeinen Schutzziele der nachfolgend aufgeführten gesetzlichen und 
fachplanerischen Grundlagen ist integrativer Bestandteil der vorliegenden Planung. Sie spiegelt sich 
in der Beurteilung möglicher Umweltauswirkungen auf Basis der gesetzlichen und fachplanerischen 
Ziele (=Bewertungsmaßstäbe) und der daraus abzuleitenden Maßnahmen zur Vermeidung, Minde-
rung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen der Schutzgüter wider. 

1.2.1 Gesetzliche Grundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB): Bauleitpläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebau-
liche Entwicklung gewährleisten. Mit § 1 Abs. 6 Nr. 7 sieht das BauGB die besondere Berücksichti-
gung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstellung von Bauleitplänen vor. Mit § 1a enthält 
das BauGB zudem ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz (Bodenschutzklausel, Eingriffsrege-
lung, Natura 2000, Klimaschutzklausel).  

Weitere materiell-rechtliche Anforderungen an die Bauleitplanung ergeben sich im Wesentlichen aus 
folgenden umweltrelevanten Fachgesetzen: 

Immissionsschutz 
(Lärm, Luft, Geruch) 

BImSchG 

ergänzt durch z. B. 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung), DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau), TA Lärm (Schallschutz), TA Luft (Luftreinhaltung), 
GIRL (Geruch) 

Natur-, Arten-, Biotop- 
und Gebietsschutz  

BNatSchG, konkretisiert durch NNatSchG 

Bodenschutz 
BBodSchG, ergänzt durch BBodSchV (Umgang mit Altlasten und Altlastver-
dachtsflächen) 

Wasser-/Gewässer-
schutz 

WHG, konkretisiert durch NWG 

Denkmalschutz NDSchG 

Waldschutz BWaldG, konkretisiert durch NWaldG 

1.2.2 Raum- und Landschaftsplanung 

Raumplanung: siehe Begründung, Kapitel 5.1 

Landschaftsplanung: Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Osnabrück (2023) vergibt 
für den Geltungsbereich und die Richtung Westen und Süden umgebende Landschaft die (unterste) 
Zielkategorie „Umweltverträgliche Nutzung in allen übrigens Gebieten mit aktuell sehr geringer bis 
mittlerer Bedeutung für alle Schutzgüter“. Besondere Leitziele und Maßnahmen zur Umsetzung sind 
für das Plangebiet selber nicht vorgesehen. Im näheren Umfeld grenzen nördlich und südöstlich 

 

3 z. B. GÜNNEWIG et al. (2022): Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen – Abschlussbericht, UBA-

Texte 141/2022 

https://de.wikipedia.org/wiki/Altlast
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Bereiche an, für die das Zielkonzept eine „Vorrangige Entwicklung und Wiederherstellung in Gebie-
ten mit aktuell überwiegend geringer bis sehr geringer Bedeutung für alle Schutzgüter“ vorsieht. Zu 
Grunde liegende Wiederherstellungsaspekte sind die in der Teilkarte Klima dargestellten, aktuell an-
zunehmenden Emissionen aus nassen mineralischen Böden sowie im Südosten zudem die Behe-
bung einer nicht auenangepassten Nutzung am Vogelpohlsbach.  

1.2.3 Schutzgebiete und -festsetzungen  

Für das Plangebiet selber liegen keine geschützten Bestandteile von Natur- und Landschaft i. S. d. 
Kapitels 4 BNatSchG vor.  

Unmittelbar angrenzend an das Plangebiet befindet sich im Nordosten eine ca. 1,6 ha große, von 
Heckenstrukturen zur Umgebung abgegrenzte Streuobstwiese. Streuobstbestände aus hochstäm-
migen Obstbäumen mit einer Fläche > 2.500 m² gelten in Niedersachsen gemäß § 24 Abs. 2 Nr. 4 
NNatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG als gesetzlich geschützte Biotope.  

Im weiteren Umfeld besteht folgendes naturschutzrechtliches Schutzregime: 

Weite Teile des Teutoburger Waldes nördlich des Plangebietes unterliegen dem Landschafts- oder 
Naturschutz einschließlich Bereichen mit Gebietsschutz im Sinne des Schutzgebietsnetzes Natura 
2000. Diese Bereiche erstrecken sich nördlich, westlich und östlich/südöstlich der Ortslage Bad 
Iburg. Die Schutzgebiete sind Bestandteil des Naturparkparks TERRA.vita“. Südlich der Ortslage in 
Richtung Glandorf, so auch in Ostenfelde, endet dieser großflächige Schutz von Natur und Land-
schaft.  

Westlich des Vorhabens erstreckt sich die Lienener Kulturlandschaft, die mittels mehrerer Land-
schafts- und Naturschutzgebiete gesichert ist.  

 

Abb.: Schutzgebiete nach Naturschutzrecht im Umfeld der Planung 
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Nächstgelegene Schutzgebiete sind: LSG 3813-0005/ST-00053 „LSG-Dorfbauerschaft Lienen“ und 
3813-0009/ST-00054 „LSG-Oberlauf Mühlenbach“ in NRW (≥ 1 km in nordwestliche/westliche Rich-
tung) sowie LSG OS 00049 „Teutoburger Wald“ auf niedersächsischer Seite (knapp 3 km nördlich). 

Natura 2000: Die nördlich des Vorhabens im Teutoburger Wald gelegenen Schutzgebiete NSG ST-
114 sowie LSG OS 00057 und LSG 3813-0006 / LSG 3813-0001 dienen dem Schutz der ≥ 3 km 
nördlich des Vorhabens gelegenen, räumlich zusammenhängenden FFH-Gebiete 3813-331 „Teuto-
burger Wald, Kleiner Berg“ (OS) / DE-3813-302 „Nördliche Teile des Teutoburger Waldes mit Intruper 
Berg“ (ST). Die Schutzzwecke der FFH-Gebiete betreffen vor allem waldgeprägte Lebensraumtypen 
einschließlich Wiesen, Moorbereiche und Quellen sowie FFH-relevante Tierarten wie die Fleder-
mausarten Bechsteinfledermaus, Großes Mausohr, Teichfledermaus, ferner auf niedersächsischer 
Seite die Fischarten Groppe und Bachneunauge bzw. auf nordrhein-westfälischer Seite die Amphi-
bienarten Kammmolch und Laubfrosch und die Vogelarten Schwarzspecht und Uhu. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Natura 2000-Schutzgebietsnetzes läge dann vor, wenn durch 
das Vorhaben ausgelöste Veränderungen und Störungen aufgrund ihres Ausmaßes oder ihrer Dauer 
dazu führen, dass ein Natura 2000-Gebiet seine Funktionen in Bezug auf die Erhaltungsziele oder 
die für den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile nur noch in eingeschränktem Umfang erfüllen 
kann. Angesichts der Wirkfaktoren der Planung (s. o.) in Verbindung mit der Entfernung des Gebietes 
zum Änderungsbereich ist nicht von einer Beeinträchtigung der Entwicklungsziele des FFH-Gebietes 
auszugehen. 

Wasserrechtliche und denkmalrechtliche Schutzfestsetzungen liegen im Wirkbereich des Vorhabens 
nicht vor.  

2. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Einwirkungsbereich des Vorha-
bens und Umweltauswirkungen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung  

Entsprechend der Vorgaben der Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4 und §§ 2a und 4c) Nr. 2 BauGB enthält der 
Umweltbericht eine Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen. Nach einer 
Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) und einer Prognose der vo-
raussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung erfolgt eine 
Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung. Hierbei sind die möglichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7a bis i zu 
beschreiben. Schutzgüter der Umweltprüfung sind: Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, 
Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, Mensch/menschliche Gesundheit, Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen.  

Bei der Beschreibung möglicher erheblicher Umweltauswirkungen zu berücksichtigen sind gemäß 
Anlage 1 Nr. 2b BauGB unter anderem folgende Aspekte: Nutzung der natürlichen Ressourcen (Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt), bau- und anlagenbedingte Wirkungen, 
betriebsbedingte Wirkungen z.B. durch Art und Menge von Emissionen und Abfällen, Wirkungen 
durch eingesetzte Techniken und Stoffe, Risiken für menschliche Gesundheit/kulturelles Erbe/Um-
welt z. B. durch Unfälle oder Katastrophen, Kumulierung mit den Auswirkungen anderer Vorhaben, 
Auswirkungen auf das Klima/Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber Folgen des Klimawandels. Die 
Beschreibung der Umweltauswirkungen soll sich auf die direkten und etwaigen indirekten, sekundä-
ren, kumulativen (d. h. mit den Auswirkungen benachbarter Vorhaben zusammenwirkenden), grenz-
überschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und vorübergehenden so-
wie positiven und negativen Auswirkungen der geplanten Vorhaben erstrecken. Überdies sind die 
Umweltbelange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB dahingehend zu betrachten, inwieweit das oder die 
Vorhaben des B-Plans schwere Unfälle oder Katastrophen mit entsprechenden Auswirkungen auf 
die übrigen Belange des Umweltschutzes auslösen können.  

In diesem Kapitel erfolgt schutzgutbezogen eine Kurzbeschreibung und Beurteilung der Bestandssi-
tuation, um eine mögliche Empfindlichkeit der jeweiligen Schutzgüter gegenüber der Planung zu er-
mitteln. Die Bewertung erfolgt dreistufig nach einer geringen, allgemeinen oder besonderen Bedeu-
tung/Empfindlichkeit des Plangebietes für das jeweilige Schutzgut. Anschließend erfolgt anhand der 
Wirkfaktoren des Vorhabens eine Prognose der bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen 
durch Umsetzung der Planung. Auf Grundlage der Wertigkeiten der Schutzgüter i. V. m. der 
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Wirkungsintensität des Vorhabens und unter Berücksichtigung möglicher Vermeidungs- und Verrin-
gerungsmaßnahmen (siehe Kapitel 4) erfolgt eine Bewertung der entstehenden Umweltauswirkun-
gen nach ihrer Erheblichkeit, d.h. nach ihrer Einwirkungsschwere auf die Funktionsfähigkeit der be-
troffenen Schutzgüter (keine Beeinträchtigungen, geringe bis mittlere Beeinträchtigungen, erhebliche 
Beeinträchtigungen der jeweiligen Funktionsfähigkeit). Bei der Beschreibung wird nur betrachtet, was 
zur Feststellung und Bewertung der erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen erforderlich ist. 

2.1 Schutzgut Mensch  

Zu betrachten sind Auswirkungen auf den Menschen, seine Gesundheit und die Bevölkerung insge-
samt. Hinsichtlich der Bedeutung eines Planungsraumes für den Menschen und seine Gesundheit 
sowie die Auswirkungen der Planung auf den Menschen und sein Wohlbefinden sind die 
Wohn-/Wohnumfeldfunktion (insbesondere die Aspekte gesundes Wohnen/Immissionsschutz) und 
die (Nah)Erholungsfunktion einschließlich bestehender Vorbelastungen von Relevanz.  

2.1.1 Bestandssituation 

Das Vorhaben befindet sich in einer nur dünn besiedelten Agrarlandschaft. Rund 150 m östlich liegt 
das Wohngrundstück Donnerbrinksweg 14, rund 200 m südlich die Hofstelle Donnerbrinksweg 16. 
Eine weitere Hofstelle mit Wohngebäude liegt ca. 500 m südöstlich des Vorhabens (Donnerbrinks-
weg 13). Zwischen allen Wohnstätten und dem Plangebiet besteht eine Sichtverschattung durch 
kleinflächige oder lineare Gehölzstrukturen.  

Im Hinblick auf die Erholungsnutzung besteht eine allgemeine Bedeutung des Plangebietes und sei-
ner Umgebung. Der Donnerbrinksweg wird im LRP des Landkreises Osnabrück als regional bedeut-
samer Wanderweg ausgewiesen. Rund 1 km nördlich des Plangebietes verläuft mit dem Alten Post-
damm eine überregionale Radwanderroute (Grenzgängerroute Teuto-Ems). Weitere relevante tou-
ristische/der Naherholung dienende Infrastruktur besteht nicht.  

Insgesamt bestehen eine allgemeine Bedeutung und geringe Empfindlichkeit bezüglich des Schutz-
gutes Mensch.  

2.1.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Im Zuge der Bauarbeiten kann es zu temporären Störungen im Bereich der benachbarten Wohnstät-
ten durch Emissionen (Lärm, Staub, ggf. Erschütterungen) kommen. Diese baubedingten Emissio-
nen sind zeitlich begrenzt und führen nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen der ohnehin in gewis-
ser Entfernung zum Plangebiet gelegenen Wohnbereiche.  

Emissionen gehen allenfalls in Form von Blendwirkungen der Elemente in westliche und östliche 
Richtung aus. Blendwirkungen sind zeitlich begrenzt, da vom Sonnenstand abhängig (v. a. bei tiefem 
Sonnenstand). Sie beträfen die nächstgelegenen Wohnlagen östlich des Plangebietes, die aber alle 
zur Anlage hin durch dichte und hohe Gehölzbestände sichtverschattet sind und, insbesondere in 
der Vegetationsperiode, nicht von erheblichen Beeinträchtigungen durch Blendeinflüsse betroffen 
sein dürften. Dies gilt auch für möglichen Verkehrsbetrieb auf den umgebenden Wirtschaftswegen. 

Weitere schädliche Emissionen oder sonstige Störungen entstehen durch Umsetzung der Planung 
nicht, da die PV-Anlagen weitgehend geräuschlos laufen und auch sonst keine Stoffemissionen ver-
ursachen.  

Von nennenswerten Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch ist entsprechend der vorangehenden 
Ausführungen nicht auszugehen. 

2.2 Schutzgut Boden 

Der Boden erfüllt gemäß Bodenschutzgesetz natürliche Funktionen als Lebensgrundlage für die bi-
otischen Schutzgüter und den Menschen, als Bestandteil des Naturhaushaltes (Wasser- und Nähr-
stoffkreisläufe) und als Schutzmedium insbesondere für das Schutzgut Grundwasser (Filter-, Puffer- 
und Stoffumwandlungseigenschaften) und ist Grundlage anthropogener Nutzungsfunktionen. Zudem 
kann ein Boden natur- und kulturgeschichtliche Archivfunktionen aufweisen.  
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Zu betrachten sind ferner ggf. vorhandene Vorbelastungen aufgrund von Schadstoffbelastungen des 
Bodens. 

2.2.1 Bestandssituation 

Die geologische Grundlage im Plangebiet datiert laut Geologischer Karte 1 : 50.000 auf die jüngste 
Kaltzeit (Weichsel-Kaltzeit), im nördlichen Teilbereich unterlagert von Geschiebematerial aus dem 
Drenthe-Stadium der vorletzten Kaltzeit (Saale-Kaltzeit).  

Die Bodenverhältnisse im Plangebiet sind geprägt durch bodenfeuchte und durch Podsolierung ge-
kennzeichnete Verhältnisse. Laut digitaler Bodenkarte 1 : 50.000 des Landes Niedersachsen (BK50) 
haben sich durch bodenbildende Prozesse zwei verschiedene Bodentypen entwickelt. Die nördliche 
Hälfte ist geprägt durch einen Mittleren Podsol-Pseudogley (P-S3), während die südliche Hälfte einen 
Mittleren Gley-Podsol (G-P3) aufweist.  

 

Abb.: Bodentypen im Plangebiet (Quelle: http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=24&Version=1.1.1&; Abruf: 
01/2025) 

Der mittlere Podsol-Pseudogley im Norden weist laut Bodenprofil zur BK50 einen ca. 0,3 m mächti-
gen, humosen Oberbodenhorizont vorwiegend aus schluffigem Sand, teilweise auch Fein-/Mittelsand 
(Geschiebedecksand) auf. Dieser wird unterlagert von einem ca. 0,3 m mächtigen, ebenfalls schluf-
fig-sandigen Unterbodenhorizont aus Geschiebedecksand. Im Weiteren wird der im Bodenprofil dar-
gestellte obere 2-m-Raum durch stauwasserbeeinflusste Bodenschichten aus Geschiebelehm (leh-
miger Sand) 

Der mittlere Gley-Podsol im südlichen Teil des Plangebietes ist laut Bodenprofil zur BK50 geprägt 
durch fluviatil abgelagerten Fein- und Mittelsand (teilweise schluffiger Sand). Unterhalb des humosen 
Oberbodens und des Unterbodens beginnt ab ca. 0,6 m Tiefe eine grundwasserbeeinflusste Hori-
zontierung. Der mittlere Grundwasserhoch- bzw. -tiefstand wird mit 7 dm unter Geländeoberfläche 
(u. GOF) bzw. 16 dm u. GOF angegeben. 

G-P3 

P-S3 

http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=24&Version=1.1.1&
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Bodenfunktionsbewertung: Eine Bewertung des Bodens erfolgt entsprechend des Niedersächsi-
schen Leitfadens für die Berücksichtigung der Belange des vorsorgenden Bodenschutzes in der 
räumlichen Planung (ENGEL 2013) unter ergänzender Hinzuziehung der Karte für Suchräume für 
schutzwürdige Böden und des Landschaftsrahmenplans des Landkreises Osnabrück. Für Böden au-
ßerhalb von Siedlungen erfolgt sie anhand der Kriterien Lebensraumfunktion (Teilfunktion Standort 
für Pflanzen) im Hinblick auf die natürliche Bodenfruchtbarkeit und das Biotopentwicklungspoten-
tial/besondere Standorteigenschaften, Archivfunktion im Hinblick auf Naturgeschichte, Kulturge-
schichte und Seltenheit sowie Naturnähe, aus denen sich im Falle einer besonders hohen Erfüllung 
eine Schutzwürdigkeit ergibt. Zur Bewertung herangezogen werden die entsprechenden Auswerte-
karten der digitalen BK50 einschließlich der bodenkundlichen Netzdiagramme zur BK50 (Netzdia-
gramme zur bodenfunktionalen Bewertung und zu Empfindlichkeiten des Bodens) sowie die detail-
liertere Karte der Bodenschätzung. Die Spanne der Wertstufen liegt zwischen 1 (geringste Wertig-
keit) und 5 (höchste Wertigkeit). 

Bodenfunktion Beschreibung Wert 

Lebensraumfunktion - Na-
türliche Bodenfruchtbarkeit 
(gute Wachstumsbedingungen für 
Pflanzen → potentiell gute Ernäh-
rungslage → hohe Arten-/Individu-
enzahl) 

(relative Einordnung im Hin-
blick auf die regional frucht-
barsten Böden im Bezugs-
raum des Gemeindegebie-
tes/der Region) 

Bodenfruchtbarkeit: Die Bodenfruchtbarkeit wird laut Auswerte-
karte zur BK50 im gesamten Plangebiet als gering eingestuft. 
Die Bodenschätzungskarte gibt im Plangebiet entsprechend ge-
ringe Bodenzahlen/Ackerzahlen zwischen 23 und 29 an (siehe 
auch nachfolgender Auszug aus der Bodenschätzungskarte, 
Quelle: NIBIS-Kartenserver).  

 

Das Gemeindegebiet von Bad Iburg weist in der nördlichen 
Hälfte vorwiegend sehr ertragsfähige Böden, im südlichen Teil 
mittlere bis geringe Ertragsfähigkeiten auf. Die südlich anschlie-
ßende Gemeinde Glandorf hat ihre ertragsfähigsten Böden im 
Südosten. Überwiegend sind die Böden als gering ertragsfähig 
einzustufen, südlich des Plangebietes bereichsweise als sehr 
gering ertragsfähig. Das Gemeindegebiet Lienen weist mit Aus-
nahme eines schmalen Bereiches im Norden (entlang Teutobur-
ger Wald) überwiegend geringe Ertragsfähigkeiten auf. Damit 
gehört die Fläche im gemeindlichen wie auch regionalen Ab-
gleich zu den weniger bedeutsamen, aber bezüglich der Boden-
fruchtbarkeit nicht schlechtesten Böden.  

3 
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Lebensraumfunktion – Bio-
topentwicklungspotential / 
besondere Standorteigen-
schaften 

(Extremstandorte → günstig für 
Vorkommen seltener/spezialisier-
ter Arten und Vorkommen gefähr-
deter Biotope) 

Hinsichtlich der für dieses Kriterium vorrangig maßgeblichen Bo-
denwasserverhältnisse gilt folgende Einstufung: 

P-S3: mittel trocken und grundwasserfern 

G-P3: schwach frisch 

Da zudem keine Nährstoffarmut vorliegt und kein Moorboden 
vorliegt, bestehen keine Eigenschaften als Extremstandort mit 
besonderen Lebensraumeigenschaften. Laut Tabelle 6 des Be-
wertungsschlüssels ist für den Gley-Podsol im Süden die Bewer-
tungsstufe 1 anzusetzen, während der Podsol-Pseudogley im 
Norden aufgrund der mittleren Trockenheit die Wertstufe 3 erhält 
und damit eine mittlere Bedeutung aufweist.  

1 (G-P3) 

3 (P-S3) 

 

Naturnähe  

Aufgrund der bestehenden Nutzung (Grünland mit Geflügelhal-
tung) wird der Boden im Plangebiet nach Tab. 7 des Bewer-
tungsmodells mit einer mittleren Bedeutung im Hinblick auf eine 
Naturnähe des Bodens bewertet. 

3 

Archivfunktion/Seltenheit 

Der Boden weist keine besondere kultur- oder naturgeschichtli-
che Bedeutung auf und ist nicht als seltener Boden einzustufen. 

Der LRP stuft den Podsol-Pseudogley als regional seltenen Bo-
den ein (ohne, dass hieraus eine mehr als allgemeine Bedeutung 
erwächst, s. u.). 

- 

Gesamtbewertung/Schutzwürdigkeit/Bedeutung:  

Beide Bodentypen zählen gemäß Karte der schutzwürdigen Böden Niedersachsens nicht zu den Suchräu-
men für schutzwürdigen Boden.  

Gemäß der angewandten Methodik zur Bodenfunktionsbewertung (Tabelle 8) erhält der anstehende Boden 
auf einer 5-stufigen Skala die zusammenfassende Wertstufe 3 (regional erhöhte Schutzwürdigkeit). Dies 
entspricht auch den Einstufungen des Landschaftsrahmenplans (Karte 3a2 Bodenfunktionsbewertung), der 
dem Boden im gesamten Plangebiet ebenfalls eine regional erhöhte Schutzwürdigkeit (Wertstufe 3) zuweist.  

Ergänzend wird auf die gemäß Bodenfunktionsbewertung des LBEG (Netzdiagramm) mit Stufe 4 anzuset-
zende Bedeutung des Gley-Podsols als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt hingewiesen. 

Mit Wertstufe 3 ist demnach von einer mittleren/allgemeinen Bedeutung des im Plangebiet anste-
henden Bodens auszugehen. 

Empfindlichkeiten: Die Erosionsgefährdung durch Wasser ist laut Basisraster des NIBIS-Kartenser-
vers sehr gering, Gefährdungen durch Winderosion weisen nur kleinere Flächenanteile im Südosten 
des Plangebietes auf. Die Anfälligkeit des im Plangebiet anstehenden Bodens gegenüber Verdich-
tung ist gemäß der entsprechenden Auswertekarte als gering einzustufen.  

Vorbelastungen: Hinweise auf Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen im Plangebiet bestehen 
zum gegenwärtigen Kenntnisstand nicht.   

2.2.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Im Rahmen der Bauarbeiten (Aufstellung der PV-Elemente) können Schädigungen des Bodens ent-
stehen (v. a. Verdichtung, ggf. Umlagerung), die aber in der Regel durch Beachtung der gängigen 
Regeln des Bodenschutzes weitgehend vermeidbar sind. 

Hinsichtlich anlagenbedingter Auswirkungen bereitet die Bebauungsplanung, wie in Kapitel 3.3 (Ein-
griffsbilanzierung) auseinandergesetzt, eine vergleichsweise geringe Inanspruchnahme des Bodens 
vor.  

Während das Sondergebiet Tierhaltung weitgehend bestandssichernd fungiert und keine nennens-
werten Neuversiegelungen zulässt, beschränkt sich die zulässige Flächeninanspruchnahme im 
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Sondergebiet Agri-PV auf eine geringe Inanspruchnahme für bauliche Anlagen. Hierzu zählen neben 
den Solarmodulen Nebenanlagen wie Technikgebäude, Stromspeicher-Container, Trafostationen, 
(unterirdische) Kabelleitungen sowie Zufahrten und Wartungsflächen. Während die Solarmodule an-
gesichts der geplanten, fundamentlosen Gründung an sich nur sehr geringe Bodeninanspruchnah-
men nach sich ziehen (siehe auch Eingriffsbilanzierung, Kapitel 3.3), entfallen aufgrund der bereits 
vorhandenen Infrastruktur der Stallanlage auch keine größeren Flächenbedarfe auf Zufahrten und 
Wartungsflächen. Im Bereich von Technikeinrichtungen werden kleinere Versiegelungsflächen zu 
erwarten sein, die geringfügige Verluste der dortigen Bodenfunktionen nach sich ziehen. Die auf-
grund der Bodenverhältnisse möglichen Pfahlgründungen der Modulreihen (Schraub- oder Ramm-
fundamente) wirken sich nicht erheblich negativ auf die Bodenfunktionen aus.  

Allenfalls im Bereich kleinerer Nebenanlagen kann es zu einer geringfügigen Überbauung des Bo-
dens kommen, die aber aufgrund der Kleinflächigkeit die Erheblichkeitsschwelle nicht erreichen wird. 
Im Hinblick auf die bereits bestehende Nutzung und Infrastruktur im Plangebiet sind für Zufahrtswege 
keine nennenswerten Neuinanspruchnahmen zu erwarten. Sollte es im kleineren Umfang zum Neu-
bau betrieblicher Fahrwege kommen, sind diese verbindlich als möglichst begrünte Befestigungsflä-
chen, mindestens aber in wasserdurchlässiger Bauweise zu errichten, um Auswirkungen auf die Bo-
denfunktionen zu mindern.  

Demgegenüber sorgen senkrecht aufgeständerte und in gewissem Maße auch nachgeführte So-
larelemente dafür, dass der Wind abgefangen wird und aller Voraussicht nach die Bodenaustrock-
nung vermindert werden kann.  

Im Falle nachgeführter Module entsteht eine über den Tag wechselnde Überdeckung des Bodens 
durch die Module mit entsprechender Beschattung und Rückhalt von Niederschlagswasser, die et-
was über den Effekten senkrechter Module liegen. Bei Niederschlägen, insbesondere bei Starkregen, 
kann es bei schräg gestellten Modulen nachgeführter Anlagen zu einer ungleichen Verteilung von 
Niederschlagswasser kommen, da im Falle einer waagerechten oder Schrägstellung der Module un-
ter den Modulen keine Niederschlagswasser aufkommt, während es an der unteren Modulkante kon-
zentriert abläuft und hier zu Erosion führen kann. Da beabsichtigt ist, die bestehende landwirtschaft-
liche Nutzung fortzuführen ist aber von einer dauerhaften Befestigung des Bodens durch eine Gras-
narbe auszugehen, die eine Erosionsgefahr deutlich verringert. Aufgrund der variablen Modulstellung 
liegen diese Effekte aber deutlich unter denen von Modultischen statischer Freiflächen-PV-Anlagen 
und dürften keine erheblichen Auswirkungen auf den Boden haben.  

Der überwiegende Flächenanteil des Sondergebietes verbleibt in landwirtschaftlicher Nutzung. Damit 
verbunden sind keine zusätzlichen Auswirkungen gegenüber des Status Quo.   

Insgesamt ist nur von geringen zusätzlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden auszugehen.  

2.3 Schutzgut Wasser 

Das Schutzgut Wasser wird separat nach seinen Teilschutzgütern Oberflächenwasser und Grund-
wasser betrachtet. Ggf. im Wirkraum der Planung vorkommende Oberflächengewässer sind nach 
ihrer Struktur und Lebensraumqualität zu beurteilen. Zur Einschätzung der Umweltauswirkungen auf 
das Schutzgut Grundwasser betrachtet die Umweltprüfung die Grundwasserschutzfunktion (abhän-
gig von Eigenschaften des Bodens hinsichtlich Filter-, Puffer- und Umwandlungsvermögen, Wasser-
durchlässigkeit und dem Grundwasserflurabstand), die Grundwasserneubildungsfunktion (abhängig 
von Versickerung, Verdunstung und klimatischen Verhältnissen) und die Grundwasserdargebots-
funktion (= Funktion als nutzbarer Wasservorrat für Naturhaushalt und Mensch, basierend auf Fak-
toren wie Grundwasserneubildung und Zusickerung aus oberirdischen Gewässern). 

2.3.1 Bestandssituation 

Oberflächengewässer:  

Im Plangebiet selber gibt es keine Oberflächengewässer. Entlang der westlichen Plangebietsgrenze 
verläuft ein straßenbegleitender Graben, der anfallende Wassermengen in Richtung Süden und an-
schließend nach Westen ableitet. Unmittelbar entlang der östlichen Plangebietsgrenze verläuft ein 
weiterer Graben, der südlich eines dortigen Wäldchens beginnt, zunächst in Richtung Süden abfließt 
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und dann nach Osten bis zur Mündung in den nahe gelegenen Vogelpohlsbach. Der Vogelpohlsbach 
verläuft rund 200 m östlich des Plangebietes parallel zum Donnerbrinksweg. Das Fließgewässer 
weist hier ein begradigtes und technisch geprägtes Ausbauprofil auf.  

Grundwasser: Das Plangebiet befindet sich gemäß Datenbestand zur Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich des Grundwasserkörpers DEGB_DENW_3_06 „Niederung der Oberen Ems (Sassen-
berg/Versmold)“, der aktuell einen mengenmäßig guten sowie chemisch schlechten Zustand auf-
weist. Als Grundwasserleitertyp der oberflächennahen Gesteine liegt laut Hydrogeologischer Über-
sichtskarte 1 : 500.000 (HÜK500) im überwiegenden Flächenanteil des Plangebietes ein Poren-
grundwasserleiter mit hohen Durchlässigkeiten vor, für einen kleineren Teilbereich im Nordosten wird 
ein Grundwassergeringleiter dargestellt. Das Grundwasser steht laut Hydrogeologischer Übersichts-
karte 1 : 200.000 (HÜK) in Tiefen zwischen ca. 75 m NHN im Süden, die sich Richtung Norden in 
Richtung 77 m NHN bewegen. Die Geländehöhen bewegen sich laut AK5 zwischen 77 m NHN im 
Süden und 79,5 m NHN im Nordosten. Der obere zusammenhängende Grundwasserleiter bewegt 
sich damit knapp im oder unter dem in der Bodenkarte betrachteten, für bodenkundliche Prozesse 
und Pflanzenwachstum relevanten oberen 2-m-Raum. Laut der kleinmaßstäbigeren BK50 ist der Bo-
den in der nördlichen Hälfte des Plangebietes grundwasserfrei, während der im Süden anstehende 
Gley-Podsol mit Grundwasserstufe 5 und mittleren Grundwasserhoch-/-tiefständen zwischen 7 dm 
und 16 dm u. GOF einen geringen Grundwassereinfluss aufweist. Das Schutzpotential der Grund-
wasserüberdeckung ist laut HÜK im gesamten Plangebiet als gering einzustufen.  

Die beobachtete und interpolierte mittlere jährliche Grundwasserneubildung für den Zeitraum 1991 – 
2020 (Hydrogeologische Karte 1 : 50.000, Methode mGROWA22) liegt im nördlichen Teil des Plan-
gebietes mit Mengen von > 50 – 100 mm/a im eher geringen Bereich. Die südlichen Freiflächen 
weisen mit modellierte Neubildungsraten zwischen > 100 – 150 mm/a und > 150 – 200 mm/a höhere 
Neubildungsraten auf und liegen im mittleren bzw. mittleren bis hohen Bereich. Angaben des NIBIS-
Kartenservers zur mittel- bis langfristigen Entwicklung der Grundwasserneubildung decken das im 
Grenzbereich Niedersachsens liegende Plangebiet nicht bzw. nur sehr geringfügig ab, entspre-
chende Aussagen sind somit an dieser Stelle nicht möglich. 

Das Plangebiet liegt nicht in oder an einem Trinkwasserschutz- oder -gewinnungsgebiet.  

Insgesamt ist von einer allgemeinen Bedeutung des Plangebietes in Bezug auf das Schutzgut Waser 
auszugehen. 

2.3.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Durch Umsetzung der Planung entsteht keine nennenswerte Bodenversiegelung. Hinsichtlich der 
Verteilung der Niederschläge sind je nach Anlagentyp unterschiedliche Auswirkungen zu erwarten. 
Senkrecht stehende Solarelemente fangen bei Regen keine nennenswerten Wassermengen ab und 
haben einen eher geringen Einfluss auf die Niederschlagsverteilung. Vielmehr kann sich die Solar-
anlage ggf. zu Gunsten des Schutzgutes Wasser auswirken, indem bei nicht senkrechtem Sonnen-
stand die dann verschatteten Flächen eine herabgesetzte Verdunstung aufweisen. 

Bei nachgeführten Anlagen stehen die Module in Abhängigkeit des Sonnenstandes zumeist schräg 
und überdecken den darunterliegenden Boden. Damit kommt es zu einer ungleichen Verteilung von 
Niederschlagswasser, da unter den Modulen keine Niederschlagswasser aufkommt, während es an 
der unteren Modulkante konzentriert abläuft und hier schneller zu einer Wassersättigung und Ver-
nässung führt. Im Oberboden kann es zu unterschiedlichen Standortbedingungen kommen, die sich 
aber aktuellen Erkenntnissen zufolge nicht in einer dauerhaften Austrocknung der betroffenen Berei-
che äußert und im Unterboden durch kapillare Kräfte ausgleichbar sind (vgl. z. B. Rosenthal et al. 
2024).  

Es ist demnach von keinen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser auszugehen.  

Auf Fließgewässerstrukturen im Umfeld wirkt sich die Planung nicht aus.  

Es sind insgesamt keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten.  
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2.4 Schutzgut Pflanzen/Biotope 

Zur Beurteilung möglicher Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere ist die Ein-
ordnung der Lebensraumqualitäten im Planungsraum maßgeblich. Grundlage für die Bewertung des 
Bestandes und die voraussichtliche Eingriffsschwere ist die Erfassung und Bewertung der im Plan-
gebiet vorkommenden Biotoptypen, die auch Rückschlüsse auf die faunistische Bedeutung des Plan-
gebietes und seiner Umgebung zulässt. 

2.4.1 Bestandssituation Pflanzen/Biotoptypen 

Die nachfolgende Bestandsbeschreibung basiert auf einer Ortsbegehung am 09.03.2023. Kartier-
grundlage ist der Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen (DRACHENFELS 2021). Eine 
Bewertung erfolgt anhand des Kompensationsmodells des Landkreises Osnabrück (2016). Durch die 
Vergabe von Wertfaktoren (WE/m²) werden hier den einzelnen Biotoptypen des niedersächsischen 
Kartierschlüssels jeweils Wertigkeiten/Empfindlichkeiten von „wertlos“ (Wertstufe 0) bis „extrem emp-
findlich“ (maximale Wertstufe: 5) zugewiesen. Bewertet werden ausschließlich die direkt vom Vorha-
ben betroffenen Flächen (Geltungsbereich Bebauungsplan), eine Beurteilung der angrenzenden 
Strukturen erfolgt verbal-argumentativ. Eine kartografische Darstellung einschließlich Bewertung 
kann weiter unten als Textabbildung eingefügten Bestandsplan entnommen werden.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 96 ist in Form einer Hühnerhaltung vollflächig land-
wirtschaftlich genutzt. Angrenzend sind diverse lineare und flächige Gehölzstrukturen vorzufinden, 
die nähere und weitere Umgebung ist vorwiegend ackerbaulich genutzt. Folgende Biotoptypen kom-
men im Plangebiet und der unmittelbaren Nachbarschaft vor:  

 

Abb.: Biotoptypen (Quelle Kartengrundlagen: https://www.geobasisdaten.niedersachsen.de, Abruf Januar 2025) 

 

ODP / ODP/DO / OFZw: Zentral im Plangebiet befindet sich die zur Hühnerhaltung gehörige Stallan-
lagen samt Nebenanlagen. Die Gebäude stellen eine Vollversiegelung dar und erhalten die Wert-
stufe 0 (keine ökologische Wertigkeit). Der Zufahrtsbereich und Arbeitsbereiche im Randbereich der 

https://www.geobasisdaten.niedersachsen.de/doorman/noauth/wms_ni_dop
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Stallanlage (OFZw) sind weitgehend in wassergebundener Bauweise angelegt und erhalten damit 
die Wertstufe 0,1, ebenso die überdachten und unbefestigten Stallausläufe entlang der Gebäude-
längsseiten (ODP/DO).  

GW/GE/DO: Der Großteil des Plangebietes wird durch die Freilandbereiche der vorhandenen Hüh-
nerhaltung geprägt. Wie auch im Luftbild erkennbar, unterscheidet sich die Vegetationsbestand in 
Abhängigkeit der Entfernung zum zentral gelegenen Stall. Durch die Scharrtätigkeit der Hühner sind 
Flächen im Nahbereich des Stalls vegetationslos und als Sonstiger Offenbodenbereich (DO) einzu-
stufen. Anschließende Bereiche sind durch eine mehr oder weniger lückige Vegetationsdecke des 
Grünlands bewachsen, die als eher artenarmes extensives Grünland (GE) eingestuft und mit 1,2 WE 
bewertet wird (Details zur Bewertung: siehe auch weiter unten im Text). 

  

Blick auf das Plangebiet aus Richtung Süden Standort auf In der großen Heide, Blick entlang der 
östlichen Plangebietsgrenze in Richtung Süden 

Die Umgebung des Plangebietes zeichnet sich als landwirtschaftlich genutzter Freiraum mit einge-
streuten linearen und (klein)flächigen Gehölzstrukturen aus. An den Vorhabenbereich angrenzende 
Biotoptypen sind wie folgt ausgeprägt:  

WQ: im Südwesten des Vorhabens auf der gegenüberliegenden Straßenseite des Wirtschaftsweges 
In der großen Heide stockt ein kleinflächiger, ca. 1,5 ha umfassender Eichenwald (WQ). Bestands-
bildend sind Eiche und Birke, zu geringeren Anteilen gesellt sich die Buche hinzu. Der Baumbestand 
weist Brusthöhendurchmesser (BHD) bis 60 cm auf, es handelt sich demnach um einen Waldbestand 
mittleren Alters. Westlich (außerhalb der kartographischen Darstellung) geht das Wäldchen in eine 
von Nadelgehölzen geprägte Waldfläche über. Im Nordosten des Plangebietes grenzt ein ca. 1,6 ha 
umfassendes, von der Eiche geprägtes Wäldchen mittleren Alters an. Vor allem in den Randberei-
chen ergänzen Birke und Erle den Bestand, inselförmig kommen auch Nadelholzanteile vor. 

FG: Die von der Planung berührte landwirtschaftliche Fläche (Hühnerauslauf) wird entlang der west-
lichen und der östlichen Grenze von kleineren, temporär wasserführenden und zum Zeitpunkt der 
Ortsbegehung teilweise stark ruderal bewachsenen Grabenstrukturen mit Breiten von etwa 1,5 m 
begleitet. Der westliche Graben kommt von Norden und schwenkt auf Höhe des Eichenwäldchens 
nach Westen, der östliche Graben startet südlich des dortigen Eichenwäldchens und fließt weiter in 
Richtung Süden.  

HFM: Zwischen dem Wirtschaftsweg westlich des Plangebietes und der landwirtschaftlichen Fläche 
stockt auf ca. 200 m eine schmale, zumeist einreihige Strauch-Baumhecke aus heimischen Laubge-
hölzen (Pappel, Feld-Ahorn, Rose, Schlehe, Roter Hartriegel). Die Hecke endet etwa auf Höhe des 
westlich gelegenen Eichenwäldchens. Abschnittsweise ist sie hauptsächlich von der Pappel domi-
niert, südlich des Stallgebäudes teilweise auch an der östlichen Seite des dortigen Grabens. Die 
Hecke wird regelmäßig auf den Stock gesetzt, die Bäume weisen überwiegend BHD um die 10 - 
15 cm auf. Parallel zur östlichen Plangebietsgrenze stockt eine regelmäßig auf den Stock gesetzte 
Erlenreihe entlang eines Grabens.  

HO/GM: Im Nordosten des Plangebietes grenzt auf einer Gesamtfläche von ca. 1,6 ha eine von He-
ckenstrukturen eingefasste Obstwiese an, die ursprünglich als Kompensationsfläche angelegt wurde 
und aktuell extensiv durch den Flächeneigner genutzt wird. Bei den umgebenden Hecken handelt es 
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sich um schmale freiwachsende Laubholzhecken, die die Wiese gegenüber der Umgebung abgren-
zen. Das Alter der Wiese beträgt ca. 25 – 30 Jahre. Das unterwachsende Grünland ist als extensiv 
und artenreich einzuordnen.  

HPG: Unmittelbar südlich an das Plangebiet angrenzend erfolgte vor ca. 20 Jahren die Pflanzung 
eines kleinflächigen, ca. 0,5 ha umfassenden Gehölzes. Es dominiert die Eiche, im Osten befindet 
sich inselartig ein kleiner Bereich mit Nadelgehölzen.  

AS: Umgebende Ackerflächen sind in intensiver Nutzung und weisen nur schmale Säume entlang 
der flankierenden Wegeführungen und Gewässer auf. 

OVWa: Die westliche Plangebietsgrenze wird von einem asphaltierten Wirtschaftsweg (In der großen 
Heide) flankiert.  

Bewertung: Hochwertigere Strukturen befinden sich mit den oben beschriebenen Gehölzbeständen 
vor allem im Umfeld des Plangebietes. Die Nutzung im Plangebiet selber weist geringe Wertigkeiten 
auf. Der Auslaufbereich zeigt mit zunehmender Entfernung zur Stallanlage eine höhere Artenvielfalt 
und Wertigkeit. Eine klare Flächenabgrenzung der unterschiedlich beanspruchten Bereiche ist 
schwierig, zumal sie variiert, wie auch ein Abgleich der Luftbilder 2017 – 2023 des Umweltatlas 
LK OS zeigt. Während im Nahbereich des Stalls nahezu keine Vegetation aufkommt (DO, Wert-
spanne nach Osnabrücker Modell: 1,0 – 1,5), ändert sich die Zusammensetzung des Bewuchses mit 
zunehmender Entfernung zum Stall und kann als Weidegrünland oder in den Randbereichen ggf. als 
extensives Grünland eingeordnet werden (GW, Wertspanne nach Osnabrücker Modell: 1,0 – 1,3; 
GE, Wertspanne nach Osnabrücker Modell: 1,6 – 2,5). Vereinfachend wird das Freigehege in seiner 
Gesamtheit einheitlich mit einer gemittelten Wertstufe bewertet, die mit 1,2 angesetzt wird.  

2.4.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Das Plangebiet bleibt entsprechend der aktuellen Nutzung auch weiterhin auf der überwiegenden 
Fläche in landwirtschaftlicher Nutzung als Freigehege. Auch Flächen unmittelbar um die Solarmodule 
können weiterhin weitgehend durch die Hühner genutzt werden. Angesichts der absehbaren klima-
wandelbedingten Veränderungen ist zudem ein Profitieren der vorhandenen Vegetation von den ge-
planten Solarmodulen wahrscheinlich, da die teilweise Beschattung durch die Solarelemente weniger 
Austrocknung und Hitzeschäden ermöglichen kann.  

Im Falle nachgeführter Module entsteht eine über den Tag wechselnde Überdeckung des Bodens 
durch die Module mit entsprechender Beschattung und Rückhalt von Niederschlagswasser, die auf-
grund der variablen Modulstellung voraussichtlich keine nachteiligen Auswirkungen auf die vorhan-
dene Grünlandvegetation haben dürften. Letztlich ist ohnehin davon auszugehen, dass Ausrichtung 
und Reihenabstände durch den Vorhabenträger so gewählt werden, dass die Ausprägung des Un-
terwuchses im Sinne seiner landwirtschaftlichen Funktion nicht nennenswert gemindert wird.  

Die Gehölze im Umfeld der Planung erfahren keine direkte Beeinträchtigung durch die Planung. Es 
entsteht kein Erfordernis zur Beseitigung von Gehölzen und es kommt durch die Agri-PV-Anlagen zu 
keinen Veränderungen der Standortbedingungen, die eine Schädigung der vorhandenen Gehölze 
mit sich bringen würden. 

Es ist nicht von negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanze auszugehen. Vielmehr kann eine 
Umsetzung der Planung für eine Optimierung der Vegetationsbedingungen im Plangebiet sorgen.  

2.5 Schutzgut Tiere 

Beinahe jeder Biotoptyp ist geeignet als Habitat für Tierarten mit den entsprechenden Lebens-
raumansprüchen. Besondere Bedeutung haben hierbei Habitatstrukturen, die sich als Lebensraum 
für gefährdete Tierarten oder für Arten mit differenzierteren Lebensraumansprüchen (sog. planungs-
relevante Arten) eignen. Bei der Betrachtung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tiere er-
geben sich erhebliche Beeinträchtigungen insbesondere aus dem Verlust solcher Lebensräume so-
wie aus Störungen, die zur Aufgabe von Fortpflanzungs- und Ruhestätten führen.  

Seit Einführung der Bestimmungen zum besonderen Artenschutz gemäß Bundesnaturschutzrecht 
ist zudem die Beachtung des besonderen Artenschutzes nach den §§ 44 und 45 BNatSchG Voraus-
setzung für die naturschutzrechtliche Zulassung eines Vorhabens. Gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG ist 
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für nach den Vorschriften des BauGB zulässige Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG 
(Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, Vorhaben während der Aufstellung eines Be-
bauungsplans, Vorhaben im Innenbereich) die Betroffenheit streng geschützter Arten nach Anhang 
IV FFH-Richtlinie und europäischer Vogelarten zu prüfen. Es ist zu ermitteln, ob durch die Planung 
gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände (Zugriffsverbote gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. § 44 
Abs. 5 BNatSchG) verstoßen wird und ggf. naturschutzfachliche Ausnahmevoraussetzungen nach 
§ 45 BNatSchG festzustellen sind. 

2.5.1 Bestandssituation 

Im Zuge des Genehmigungsantrags für die Stallanlage erfolgte im Jahr 2011 eine artenschutzrecht-
liche Prüfung des Vorhabens, für die an vier Terminen zwischen Februar und Mai 2011 eine Be-
standserfassung der örtlichen Avifauna vorgenommen wurde. Der Untersuchungsraum umfasste 
den Vorhabenbereich plus einen Wirkraum von etwa 600 m. Im Untersuchungsraum wurden insge-
samt 38 Vogelarten festgestellt, darunter auch elf streng geschützte Arten und/oder Arten der Roten 
Liste (Habicht, Mäusebussard, Kiebitz, Feldlerche, Rauchschwalbe, Star, Grauschnäpper, Stein-
schmätzer, Feldsperling, Baumpieper). Im Vorhabenbereich wurden allerdings keine Reviere festge-
stellt. Im Umfeld der Planung nennt das Gutachten zudem Rastgebiete für die Zugvogelarten Stock-
ente und Wiesenschafstelze, für die das Plangebiet aber bereits damals keine nennenswerte Bedeu-
tung aufwies. 

Im Hinblick auf die geringe Bedeutung des Plangebietes bereits vor Umsetzung des Stallbauvorha-
bens mit Hühnerfreigehege und die aktuelle Flächennutzung sind durch Umsetzung der Planung 
keine nennenswerten Habitatqualitäten und damit auch keine erheblichen Betroffenheiten wild le-
bender Tierarten zu erwarten. Im Zusammenhang mit der vorliegenden Bauleitplanung wurden daher 
keine neuerlichen faunistischen Erhebungen durchgeführt. Folgende Aussagen zum Schutzgut Tiere 
können anhand der aktuellen Nutzung getroffen werden: 

Die Auslaufbereiche werden durch die dort gehaltenen Nutztiere beansprucht. Mit zunehmender Ent-
fernung zur Stallanlage verringert sich die Flächennutzung durch die Hühner, so dass ggf. Grünland-
flächen in den Randbereichen potentiell auch als Nahrungsfläche von wildlebenden Vogelarten oder 
Fledermäusen genutzt werden könnten. Hierbei ist aber nicht davon auszugehen, dass es sich um 
unersetzliche essentielle Nahrungshabitate handelt. Von Bruttätigkeiten planungsrelevanter Vogel-
arten ist aufgrund der vorhandenen Hühnerhaltung ebenfalls nicht auszugehen. Für Offenlandarten 
eignen sich die Flächen zudem aufgrund der umgebenden Gehölzbestände sowie im Falle von ent-
sprechend störungssensiblen Arten wie v. a. dem Kiebitz aufgrund der nahe gelegenen Windräder 
nicht.  

Es ist von einer eher geringen Bedeutung des Plangebietes für die wildlebende Fauna auszugehen.  

2.5.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Bei der Fläche handelt es sich bereits um eine landwirtschaftlich genutzte Fläche mit Tierhaltung, 
deren Nutzung lediglich um die solare Stromgewinnung ergänzt werden soll.  

Mögliche baubedingte Auswirkungen auf wildlebende Tierarten können durch nennenswerte Störun-
gen vor allem aufgrund von Lärmemissionen entstehen. Diese sind temporärer Natur und würden 
allenfalls über eine Brutperiode zu Auswirkungen auf die örtliche Fauna führen. Da nicht davon aus-
zugehen ist, dass im nahen Umfeld des Vorhabens unersetzliche Lebensstätten störungsempfindli-
cher Arten vorkommen, ist hier nicht von erheblichen Beeinträchtigungen auszugehen.  

Durch höhere Vertikalstrukturen kann es zu einer vergrämenden Wirkung von Offenlandvogelarten 
kommen, die gegenüber solcher Strukturen empfindlich sind. Im Falle senkrecht aufgeständerter Mo-
dule von bis zu 4 m Höhe kann eine solche Wirkung entstehen. Da das Plangebiet zu drei Seiten von 
Gehölzen umgeben ist, die diese Höhen bereits überschreiten, ist nicht von einer relevanten 
Scheuchwirkung durch die Solaranlage auszugehen.  

Der mit Agri-PV-Anlagen oftmals einhergehende Wirkfaktor einer Barrierewirkung durch Einzäunung 
ist für das vorliegende Vorhaben irrelevant, da die Fläche aufgrund der Hühnerhaltung bereits 
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eingezäunt ist. Zudem ist die Fläche mit Abmessungen von ca. 150 m x 300 m als kleinflächig zu 
betrachten ist weist keine langen Kanten im Sinne einer Barrierewirkung auf.  

Im Hinblick auf die vorhandene Nutztierhaltung kann die geplante Solarnutzung mit ihrer schatten-
spenden Wirkung sogar zu einer Verbesserung beitragen. Sollte es zum Einsatz nachgeführter Mo-
dule kommen, können diese mit ihrer überdeckenden Funktion zusätzlich eine gewisse Schutzwir-
kung für die Hühner entfalten.  

Insgesamt ist von geringen bis keinen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere auszugehen.  

2.5.3 Artenschutz 

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote im Zusammenhang mit Vorhaben der Bauleit-
planung ist Folgendes festzustellen: 

Tötungs- und Verletzungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG: Es ist verboten, wild lebende 
Tiere der streng geschützten Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie und der europäischen Vogelarten zu töten 
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. Ein Verstoß 
liegt nicht vor, wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungs-
risiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung 
der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann.  

Tötungsrisiken könnten allenfalls im Zuge der Bauphase bestehen. Da nicht von der Nutzung der 
Fläche als Bruthabitat für wildlebende Vogelarten auszugehen ist und auch sonst keine relevanten 
Biotopstrukturen wie Fledermausquartiere, Amphibienlebensräume auf der Fläche vorliegen, ist nicht 
von einem Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot auszugehen.  

Schädigungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 4 BNatSchG: Verboten ist die Entnahme, Beschädi-
gung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der streng geschützten 
Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie und der europäischen Vogelarten (Nr. 3) sowie wild lebender Pflanzen 
des Anhangs IV FFH-Richtlinie (Nr. 4). Ein Verstoß gegen das Schädigungsverbot liegt nicht vor, wenn die 
ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Nahrungs- und Jagdbereiche sowie Flugrouten und Wander-
korridore unterliegen dem Wortlaut des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nach nicht dem Schädigungsverbot. Ein 
Verstoß liegt aber dann vor, wenn durch Betroffenheit dieser Funktionen auch die Funktion einer Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätte vollständig entfällt. Entsprechende Teillebensräume sind dann sogenannte essentielle 
Habitatelemente/-bestandteile. Dies ist z.B. der Fall, wenn eine Aufgabe von Brutplätzen durch die Verschlech-
terung des Nahrungsangebotes verursacht wird.  

Artenschutzrechtlich relevante Pflanzenarten sind nicht betroffen. 

Da nicht von einem Vorkommen von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebender Tierarten auf 
der Fläche auszugehen ist, ist kein Verstoß gegen das Schädigungsverbot zu prognostizieren.  

Störungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG: Es ist untersagt, wild lebende Tiere der streng ge-
schützten Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie und der europäischen Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten so erheblich zu stören, dass sich auf-
grund der Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Hierzu zählen auch 
Scheuchwirkungen durch Silhouettenwirkungen neuer Gebäude/Bauwerke.  

Bauarbeiten können emissionsbedingt zu temporären Störungen führen, die angesichts der geringen 
Bedeutung des Plangebietes für planungsrelevante Tierarten nicht mit einer Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes wild lebender Tierarten einhergehen dürften.  

Von einer relevanten Scheuchwirkung der PV-Module für Offenlandarten ist nicht auszugehen. Das 
Umfeld ist bereits jetzt geprägt von zahlreichen Vertikalstrukturen und Vorbelastungen (Wäldchen, 
Windkraftanlagen), die das Gebiet für typische Offenlandarten unattraktiv machen. Es nicht zu er-
warten, dass eine nennenswerte Vertreibungswirkung auf die örtliche Fauna durch Errichtung von 
PV-Anlagen erzeugt wird.  

Vom Eintreten eines Verbotstatbestandes bezüglich des Störungsverbotes ist demzufolge nicht aus-
zugehen.  

Fazit: Es ist nicht vom Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände durch Umsetzung der 
Planung auszugehen.  
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2.6 Schutzgut Biologische Vielfalt 

Im Jahr 1992 wurde von der Bundesrepublik Deutschland die Biodiversitätskonvention unterzeichnet. 
Zielsetzung dieses internationalen Umweltabkommens ist der Schutz der biologischen Vielfalt bei 
nachhaltiger Nutzung ihrer Bestandteile. Die Biodiversität/biologische Vielfalt umfasst hierbei die As-
pekte Artenvielfalt, Genvielfalt innerhalb der Arten und Lebensraumvielfalt. Die biologische Vielfalt 
ist Basis für vielfältige Leistungen der Natur, die oft auch Existenzgrundlage für Mensch und Wirt-
schaft und somit eine wichtige Grundlage auch für das menschliche Wohlergehen sind. Mit der Ein-
führung der Umweltprüfung durch die BauGB-Novelle 2004 zählt die biologische Vielfalt zum Schutz-
gutkatalog der Umweltprüfung. 

Das Bundesnaturschutzgesetz formuliert das Ziel einer dauerhaften Sicherung der biologischen Viel-
falt durch den Erhalt lebensfähiger Populationen wildlebender Tiere und Pflanzen und ihrer Lebens-
stätten sowie die Ermöglichung von Wanderbeziehungen zwecks Austausches zwischen den Popu-
lationen. Indikatoren wie Artenvielfalt, Vorkommen gefährdeter Arten, Vorkommen von Schutzgebie-
ten/-objekten und Biotopverbund werden demnach für eine Beurteilung im Rahmen der Umweltprü-
fung herangezogen.  

2.6.1 Bestandssituation 

Im Hinblick auf die Nutzung des Vorhabengebietes und das Fehlen von schutzwürdigen Strukturen 
ist von einer eher geringen Bedeutung für die biologische Vielfalt auszugehen.  

2.6.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Erhebliche Auswirkungen auf die biologische Vielfalt können durch vorhabenbürtige Wirkfaktoren wie 
Lebensraumverluste gefährdeter Arten, Landschaftszerschneidung, Barrierewirkung, Zersiedelung 
entstehen.  

Entsprechend der Ausführungen des Kapitels 2.5 ist nicht von Lebensraumverlusten für planungsre-
levante Tierarten auszugehen.  

Mit Umsetzung der Planung ist nicht von erheblichen Auswirkungen, ggf. sogar von verbesserten 
Umständen in Bezug auf die biologische Vielfalt auszugehen.  

2.7 Schutzgut Klima/Luft 

Die klimatische und lufthygienische Funktionsfähigkeit eines Planungsraumes ist vorrangig im Hin-
blick auf mesoklimatische Bedingungen (Lokal-/Gelände-/Stadtklima) zu beurteilen, welche entschei-
dend für die Lebensqualität in einem Raum sind. Hier kommt Flächen mit günstiger klimatischer und 
lufthygienischer Wirkung (Ausgleichsräume) eine wichtige Bedeutung zu. Dazu zählen insbesondere 
Frischluft- und Kaltluftentstehungsgebiete (z. B. Gehölzflächen, Offenlandflächen) und Luftleitbah-
nen, die eine positive Wirkung auf belastete Siedlungsräume entfalten.  

In Anbetracht des globalen Klimawandels sind seit der Novellierung des BauGB 2011 auch die As-
pekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung als Grundsatz der Bauleitplanung im Baurecht 
verankert (siehe § 1a Abs. 5 Satz 2 BauGB, § 1a Abs. 5 BauGB). Daher sind prinzipiell auch projekt-
bezogene Auswirkungen auf den globalen Klimawandel von Relevanz, die allerdings nur schwer 
operationalisierbar sind und aktuell keinerlei Bewertungsmaßstäben unterliegen. Vielmehr sind im 
Rahmen der Umweltprüfung die projektbezogenen Möglichkeiten im Hinblick auf (v. a. kleinklimati-
schen) Klimaschutz und Klimaanpassung zu betrachten.  

Eine weitere Beurteilungsgrundlage des Schutzgutes Klima/Luft ist die aktuelle Luftbelastung mit 
Schadstoffen. 

2.7.1 Bestandssituation 

Die klimatischen Rahmenbedingungen im Landkreis Osnabrück sind von einem atlantisch beein-
flussten Übergangsklima geprägt, das sich durch geringe Jahres- und Tagesschwankungen der 
Temperatur mit kühlen Sommern und milden Wintern ausgezeichnet. Für die aktuellen 
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Beobachtungsdaten (Klimanormalperiode 1991 – 2020) führt das Niedersächsische Klimainformati-
onssystem (NIKLIS) eine mittlere Jahrestemperatur von >10 - 11 °C, eine mittlere Temperatur von 
17 - 18 °C im meteorologischen Sommerhalbjahr (Juni - August) sowie von >2 - 3 °C im meteorolo-
gischen Winter (Dezember bis Februar) auf. Klimaprognosen für die fernere Zukunft (2071 – 2100) 
deuten, erhebliche Klimaschutzanstrengungen vorausgesetzt, auf eine geringfügige Erwärmung im 
Winter (>3 – 4° C) hin, während sich die sommerlichen Durchschnittstemperaturen auch künftig in 
der aktuell gemessenen Spanne bewegen. Die Anzahl an Hitzetagen wird für die jüngste Klimanor-
malperiode mit > 5– 10 Tage (im betroffenen Raster konkret acht Tage) angegeben und wird sich 
prognostisch auch in Zukunft in dieser Spanne bewegen.  

Die jährliche Niederschlagsmenge lag in der Klimanormalperiode 1991 – 2020 im Bereich von >800 – 
900 mm, die Prognosen gehen für die Zukunft weiterhin von Niederschlägen zwischen 800 und 900 
mm/a (ohne Klimaschutzmaßnahmen langfristig > 900 – 100 mm/a) aus. Hinsichtlich der jährlichen 
Anzahl an Trockentagen verzeichnen aktuelle Beobachtungsdaten eine Anzahl von >210 – 225 Ta-
gen im Jahr. Für die Vegetation von Relevanz ist hierbei vor allem die maximale Andauer von Perio-
den mit ununterbrochen aufeinanderfolgenden Trockentagen (maximale Trockenperiode), die aktuell 
bei rund 20 aufeinanderfolgenden Tagen liegt. Klimaprognosen deuten langfristig (2071 – 2100) so-
wohl ohne als auch mit Klimaschutzmaßnahmen auf eine Erhöhung der Trockenzeiten auf 225 – 240 
Tage im Jahr hin. Die maximale Trockenperiode kann sich hierbei bereits zeitnah auf bis zu 23 Tage 
erhöhen. Die aktuell registrierte Anzahl von rund vier Starkregentagen pro Jahr kann sich mittelfristig 
auf bis zu sechs Tage erhöhen. 

In siedlungsklimatischer Hinsicht ist das Plangebiet trotz des (flächenmäßig untergeordneten) Stall-
baus Teil eines großflächigen Freilandklimatops. In dieser Eigenschaft weist es einen extremen Ta-
ges- und Jahresgang der Temperatur und Feuchte und eine damit verbundene intensive nächtliche 
Frisch- und Kaltluftproduktion auf. Angesichts der Entfernung des Vorhabens zu den nächstgelege-
nen Siedlungsbereichen besteht allerdings keine besondere siedlungsklimatische Bedeutung durch 
nächtliche Kaltluftlieferung.  

Es besteht insgesamt eine allgemeine Bedeutung im Hinblick auf das Schutzgut Klima.  

Eine gewisse Vorbelastung hinsichtlich des Schutzgutes Luft kann aufgrund der Hühnerhaltung mög-
lich sein, ist aber angesichts der ökologischen Tierhaltung als unerheblich einzustufen.  

2.7.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Die allgemeine Bedeutung des Plangebietes im Hinblick auf das Siedlungsklima wird mit Umsetzung 
der Planung nicht verringert, da es zu keiner nennenswerten Überbauung der beplanten Fläche 
kommt. Somit wird auch die dortige Kaltluftproduktion nicht maßgeblich beeinträchtigt.  

Demgegenüber entfaltet die Planung im Hinblick auf das Globalklima einen positiven Effekt, indem 
es einen Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren Energien leistet und damit die Anstrengungen zur 
globalen Energiewende im Kampf gegen den Klimawandel unterstützt.  

Mögliche vorhandene Luftbelastungen stehen der Planung nicht entgegen, gleichzeitig verursacht 
das Vorhaben auch keine zusätzlichen Luftbelastungen.  

Die vorliegende Planung entfaltet keine negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft, 
sondern sorgt vielmehr für eine Förderung des globalen Klimaschutzes.  

2.8 Schutzgut Landschaftsbild 

Neben einer Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ist die Sicherung 
von Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft ein zentraler Aspekt des Natur- und 
Landschaftsschutzes. Eine Beschreibung und Bewertung des Landschaftsbildes erfolgt auf Grund-
lage des LRP für den Landkreis Osnabrück, der in enger Anlehnung an KÖHLER & PREISS (2000)4 
die Landschaft anhand der Eigenart der vorhandenen Landschaftsbildeinheiten (charakterisiert durch 

 

4 KÖHLER, B. & A. PREISS (2000): Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes. Grundlagen und Methoden zur Bearbeitung 

des Schutzgutes „Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft“ in der Planung. Informationsdienst Naturschutz Nie-
dersachsen. 20. Jg. Nr. 1: 1-60. 
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die Indikatoren Natürlichkeit, historische Kontinuität und Vielfalt) sowie gesondert der Freiheit von 
Beeinträchtigungen und dem Vorkommen prägender Landschaftsbildelemente, Landschaftsstruktu-
ren und kulturellen Elemente bewertet.  

2.8.1 Bestandssituation 

Das Plangebiet ist der insgesamt ebenen bis flachwelligen, großflächig ackerbaulich genutzten Land-
schaftseinheit 9 „Ostmünsterland“ zugehörig und befindet sich hier in der Landschaftsbildeinheit 9.1 
„Versmolder Heidegürtel“. Der Versmolder Heidegürtel weist gemäß Einstufung des LRP insgesamt 
eine mittlere Bedeutung auf. Sie wird im LRP wie folgt charakterisiert: „Im Versmolder Heidegürtel 
(…) herrschen Sande vor. (…) Die überwiegend ackerbaulich genutzten Flächen sind immer wieder 
mit Feldgehölzen und langen Hecken durchzogen. Kleine Wäldchen und auch größere Wälder aus 
Laub- und Nadelwald gliedern zusätzlich die Landschaft. (…)“  

Das Plangebiet selber ist in seinem näheren und weiteren Umfeld Teil eines weitläufig ackerbaulich 
genutzten und mit einem Grundgerüst an Hecken, Baumreihen und kleinen Waldflächen ausgestat-
teten und topographisch wenig bewegten Landschaftsbereiches, der sich südlich der Ortslagen von 
Bad Iburg (südwestlich der Ortslage bis zur B 51) und Lienen (südöstlich der Siedlung) erstreckt. 
Gleichmäßig verstreut bestehen zahlreiche Einzelhof-/wohnlagen.  

Der Gehölzstreifen entlang der westlichen Plangebietsgrenze wird als landschaftsbildprägende Ge-
hölzstruktur kartographisch in der Landschaftsbildkarte des LRP dargestellt.  

Landschaftsbildprägend im Wirkbereich des Vorhabens sind vor allem westlich, südlich und östlich 
gelegene, kleinflächige Feldgehölz-/Waldstrukturen und die Obstwiese im Nordosten sowie lineare 
Gehölzstrukturen entlang von Wegen und Ackergrenzen. Die Ackerflächen rund um das Bebauungs-
plangebiet sind von zahlreichen Gewässern (Bäche und Entwässerungsgräben) durchzogen, die auf 
niedersächsischem Landesgebiet vorwiegend gehölzfrei verlaufen, während die Gewässer, v. a. die 
Bäche auf nordrhein-westfälischer Seite auch zahlreich von Gehölzen begleitet werden.   

Es bestehen visuelle Vorbelastungen im Umfeld des Plangebietes. In unmittelbarer Nähe sind dies: 
110 kV-Leitungen südlich und östlich des Plangebietes sowie zwei nahe gelegene Windkraftanlagen, 
die sich rund 200 m nördlich bzw. rund 150 m nordwestlich des Geltungsbereiches befinden. Es han-
delt sich hierbei um zwei ältere, nach heutigen Maßstäben kleine Anlagen mit Gittermasten. Überdies 
prägt das im Plangebiet selber gelegene Stallgebäude bereits die Landschaft mit, wobei zum einen 
eine recht umfassende Eingrünung der Anlage durch vorhandene Gehölze besteht und zum anderen 
das Stallgebäude von eher geringer Dimension und von grünlandgeprägten Auslaufflächen umgeben 
ist.  

Hinsichtlich Natürlichkeit, historischer Kontinuität und Vielfalt unter Berücksichtigung der vorhande-
nen Beeinträchtigungen besitzt diese Landschaftsbildeinheit eine allgemeine Bedeutung.  

  

Blick von Süden über das Plangebiet Blick von der westlichen Plangebietsgrenze Rich-
tung Norden (Standort Höhe Stallgebäude) 
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2.8.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Die mit Umsetzung der Planung installierten Solaranlagen sorgen für eine Veränderung der vorbe-
lasteten) Landschaft durch technische Anlagen in strenger geometrischer Anordnung. Durch die Er-
richtung der bis zu 4 m hohen Agri-PV-Anlage wird der Landschaftsraum damit mit einer technisch 
geprägten Nutzung belastet. Hierbei ist festzuhalten, dass der umgebende Landschaftsraum bereits 
einige visuelle Vorbelastungen v. a. durch vorhandene Stromleitungen, Masten, Windräder und den 
Hühnerstall im Plangebiet aufweist und die Empfindlichkeit bereits deutlich herabgesetzt ist.  

Im Westen, Osten und Süden besteht bereits jetzt eine weitgehende Eingrünung durch vorhandene 
Gehölzbestände, die die visuelle Wirkung der geplanten Anlage mindern. Relativ weithin sichtbar 
wird die Anlage aufgrund fehlender Gehölzstrukturen von Norden her sein. Hier ist von gewissen 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes auszugehen, eine mögliche Notwendigkeit der Minderung 
durch eine Eingrünungsmaßnahme ist im weiteren Verfahren zu prüfen.   

Auch unter Berücksichtigung der schon vorhandenen Wertminderungen durch die benannten Vorbe-
lastungen ist insgesamt eher nicht von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild 
auszugehen.  

2.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Bedeutsame Kulturgüter sind geschützte Kulturdenkmäler wie Bau- und Bodendenkmäler, charakte-
ristische Stadt- und Ortsbilder, historische Kulturlandschaften und Kulturlandschaftsbestandteile von 
besonders charakteristischer Eigenart wie z.B. Landwehren, Wallhecken, Wölbäcker, traditionelle 
Wegebeziehungen.  

Unter Sachgütern werden vom Menschen geschaffene körperliche Gegenstände mit einer hohen 
funktionalen Bedeutung gefasst, deren Erhaltung im Interesse der Allgemeinheit liegt. Darunter fallen 
z. B. Bauwerke wie Gebäude, Brücken, Verkehrswege, ggf. bewegliche Gegenstände sowie sonstige 
funktional bedeutsame Objekte, die nicht gesetzlich geschützt sind.  

2.9.1 Bestandssituation 

Der Denkmalatlas des Landes Niedersachsen verzeichnet Kulturdenkmale im weiteren Umfeld der 
Planung, die Entfernungen von 1,5 km und mehr zum Vorhaben aufweisen (archäologisches Denk-
mal Wasserburg im Nordosten, diverse Baudenkmale in Form alter Gebäude).  

Abgesehen von der privatwirtschaftlich genutzten Stallanlage befinden sich keine nennenswerten 
Sachgüter im Wirkbereich der Planung. 

2.9.2 Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Kultur- und Sachgüter zu prognostizie-
ren.  

2.10 Schutzgut Fläche 

Mit Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie der EU vom 15.05.2014 in deutsches Recht wurde über 
die BauGB-Novelle 2017 das Schutzgut „Fläche“ in den Prüfkatalog der Umweltprüfung aufgenom-
men. Im Vordergrund steht hier der flächensparende Umgang mit Grund und Boden, wie er bereits 
in der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB vorgesehen ist. Die andauernde Flächeninan-
spruchnahme durch Ausweitung von Verkehr und Siedlungsnutzungen belastet die Umwelt und noch 
verbliebene natürliche Lebensräume. Mit dem 30-ha-Ziel der Bundesrepublik Deutschland5 wird ein 

 

5 Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung: In der im Jahr 2002 verabschiedeten nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

„Perspektiven für Deutschland“ schrieb die Bundesregierung zum Jahr 2020 das Ziel fest, den Flächenverbrauch in der BRD auf 30 
ha/Tag zu senken. Mit der Neuauflage der Nachhaltigkeitsstrategie von 2016 formuliert die „Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie“ die 
Zielerreichung von weniger als 30 ha/Tag bis zum Jahr 2030. Der durchschnittliche tägliche Flächenverbrauch lag im Vier-Jahres-
mittel (bei insgesamt rückläufiger Tendenz seit 2004) bei 62 ha zwischen 2013 und 2016 (Quelle: https://www.umweltbundes-
amt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/flaeche/siedlungs-verkehrsflaeche#textpart-2, Abruf: 03/2019) 

https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/flaeche/siedlungs-verkehrsflaeche#textpart-2
https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/flaeche/siedlungs-verkehrsflaeche#textpart-2
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Maßstab für nachhaltige Entwicklung in Stadt und Land durch sparsamen Umgang mit der Ressource 
Fläche gesetzt, der nun auch konkret in der Umweltprüfung zu berücksichtigen ist. Auf diesem Wege 
besteht die Möglichkeit, dem Freiraumschutz durch eine intensivere Beleuchtung ein stärkeres Ge-
wicht einzuräumen.  

Mit Umsetzung der Planung kommt es zu keiner dauerhaften Neuinanspruchnahme von Freiraum. 
Allenfalls kann es zur kleinflächigen Teilversiegelung für Nebenanlagen kommen, die als vernach-
lässigbar einzuordnen sind. Vorhandene Infrastruktur (z. B. Zufahrt) kann synergetisch genutzt wer-
den. nennenswerte Neuversiegelung wird die bestehende landwirtschaftliche Nutzung durch den Zu-
satznutzen der Energieversorgung ergänzt. Das Schutzgut Fläche erfährt durch die Planung dem-
nach keine Beeinträchtigung.  

2.11 Wechselwirkungen 

Zwischen den Schutzgütern der Umweltprüfung bestehen zahlreiche mögliche Schnittstellen und ge-
genseitige Beeinflussungen. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nur marginal durch 
die Planung berührt, da durch die Planung keine wesentlichen Änderungen der Landnutzung erfol-
gen. Über die o.a. Umweltauswirkungen hinaus ist eine negative Verstärkung oder Kumulation von 
Umweltauswirkungen durch Beeinflussung von Wechselwirkungen nicht zu erwarten. 

2.12 Erhaltungsziele und Schutzzweck Natura 2000 

Keine Beeinträchtigungen zu erwarten, siehe Kapitel 1.2.3. 

2.13 Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen / Störfallrisiken gemäß 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB 

Ein Belang des Umweltschutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB und Bestandteil der Umweltprüfung 
sind, unbeschadet des § 50 Satz 1 BImSchG, mögliche Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit 
der im Bebauungsplan zulässigen Vorhaben gegenüber schweren Unfällen oder Katastrophen ent-
stehen können. Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen 
so zu verorten, dass betriebs- oder unfallbedingte schädliche Umwelteinwirkungen auf wichtige Ge-
biete für die Funktionen Wohnen, öffentliche Nutzung (Gebiete/Gebäude), Verkehr, Freizeitnutzung 
und Naturschutz soweit wie möglich vermieden werden. Unbeschadet dieser Vermeidungsvorgabe 
sind mögliche Auswirkungen zu beschreiben, die dennoch durch die Anfälligkeit des geplanten Vor-
habens für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind.  

Im Umfeld der Planung sind keine Störfallbetriebe angesiedelt. Konkrete Anfälligkeiten des Vorha-
bens für schwere Unfälle oder Katastrophen sind nicht anzunehmen.   

2.14 Kumulierung mit benachbarten Vorhaben 

Es sind keine möglicherweise kumulierenden Planungen im Umfeld dieses Bebauungsplanes be-
kannt. 

2.15 Sonstige Belange des Umweltschutzes 

Neben Auswirkungen auf die o.a. Belange des Umweltschutzes sind gem. BauGB Anlage 1 Nr. 2 b) 
weitere Umweltbelange des § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-i im Umweltbericht zu betrachten: 

Vermeidung von Emissionen: keine Regelungen im Bebauungsplan, nicht relevant 

Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern: nicht relevant 

Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie: Der Be-
bauungsplan dient der Kombination der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebiet mit 
der Erzeugung erneuerbarer Energien und unterstützt damit konkret diesen umweltrelevanten As-
pekt.  
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Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Er-
füllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten werden: nicht relevant 

2.16 Zu erwartende erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen bei Nichtdurchführung der Pla-
nung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe es bei der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung der 
Fläche zum Zwecke einer ökologischen Hühnerhaltung. Erhebliche Umweltauswirkungen oder ar-
tenschutzrechtliche Konflikte wären nicht zu erwarten.  

3. Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung und zum Ausgleich von Umweltbeein-
trächtigungen 

Durch Umsetzung der Planung kommt es zu einer Umnutzung der betroffenen Fläche, die einen 
Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet. Gemäß der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
sind voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes (Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen, Landschaft, biologische Vielfalt) vorrangig zu vermeiden bzw. nicht 
vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompen-
sieren. Die Vermeidung und der Ausgleich6 voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen entspre-
chend der Eingriffsregelung sind gemäß § 1a BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Im Folgenden werden geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen auf die betroffenen Schutzgüter der Umweltprüfung (Natur und Land-
schaft sowie Schutzgut Mensch) dargestellt. 

3.1 Betrachtung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 

Die vorliegende Planung fußt auf dem konkreten Projekt eines Vorhabenträgers und sieht die Mehr-
fachnutzung einer landwirtschaftlichen Fläche vor. Durch zusätzliche Installation von Agri-PV-Modu-
len im Auslaufbereich einer vorhandenen Stallanlage wird eine baulich bereits vorgeprägte Fläche 
durch Anlagen zur Energieerzeugung ergänzt, ohne größere Freiflächen in Anspruch zu nehmen. 
Die Planung ist vor diesem Hintergrund alternativlos.  

3.2 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum planinternen Ausgleich von Umweltaus-
wirkungen 

Im Zusammenhang mit den zu prognostizierenden Umweltauswirkungen werden Maßnahmen zur 
Vermeidung/Verringerung schutzgutbezogen in Kapitel 2 benannt und nachfolgend zusammenfas-
send und nach baubedingten und anlagen-/betriebsbedingten Auswirkungen getrennt dargestellt.  

Hinsichtlich baubedingter Beeinträchtigungen der Schutzgüter soll an dieser Stelle lediglich festge-
halten werden, dass diese sich bereits in großem Maße durch technische Vorkehrungen und Berück-
sichtigung der anerkannten Regeln der Technik, v. a. die Grundsätze des Bodenschutzes, vermeiden 
lassen. Wesentliche Maßnahmen zur Vermeidung/Minderung baubedingter Beeinträchtigungen sind: 

− Minimierung der durch Maschinenfahrzeuge entstehenden Geruchs- und Lärmemissionen durch 
Nutzung von Fahrzeugen aktueller Abgasnormen bei möglichst sparsamem Einsatz 

− Vorkehrungen zur Verhinderung von Boden- und Grundwasserverunreinigungen im Zuge der 
Bauarbeiten, v.a. Schutz- und Sicherungsmaßnahmen beim Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (Lagerung von Kraftstoffen und Ölen sowie das Betanken von Baufahrzeugen und Ma-
schinen nur auf versiegelten Flächen oder sonstigen gegen Leckagen im Erdreich gesicherten 
Flächen) (Schutzgüter Boden, Wasser) 

 

6 Gemäß § 200a BauGB umfassen in der Bauleitplanung Darstellungen für Flächen zum Ausgleich und Festsetzungen für Flächen 

oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB auch Ersatzmaßnahmen. 
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− sachgerechter Umgang mit dem Boden/Bodenschutz unter Einhaltung einschlägiger Normen und 
Vorschriften wie DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten), DIN 
19731 (Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial), DIN 19639 (Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben) 

− Schutz vorhandener Gehölze gemäß R SBB (Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetati-
onsbeständen bei Baumaßnahmen) / DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Ve-
getationsflächen bei Baumaßnahmen) während des Baustellenbetriebs. 

 

Anlagenbedingte Auswirkungen entstehen bei dem hier betrachteten Vorhabentyp nur sehr gering-
fügig durch kleinflächige Bodeninanspruchnahmen. Diese werden im Rahmen einer Eingriffsbilan-
zierung nach dem Kompensationsmodell des Landkreises Osnabrück (siehe unten) zahlenmäßig 
erfasst und durch geeignete, im weiteren Verfahren noch festzulegende planinterne oder -externe 
Ausgleichsmaßnahmen kompensiert.  

Maßnahmen im Hinblick auf anlagenbedingte landschaftsästhetische Auswirkungen werden auf-
grund der vorhandenen landschaftlichen Einbindung nicht vorgesehen. Die vorhandenen Gehölz-
strukturen sind zwar nicht Bestandteil des Geltungsbereiches, von einem dauerhaften Erhalt ist aber 
auszugehen. Dieser Erhalt diente bereits im Rahmen der Baugenehmigung für den vorhandenen 
Hühnerstall einer Vermeidung von Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Die Notwendigkeit einer 
zusätzlichen Eingrünung nach Norden ist im weiteren Verfahren zu klären.  

 

Betriebsbedingte Wirkungen durch Wartungs- und Reinigungsarbeiten, dürften sich bei ordnungsge-
mäßer Durchführung (z. B. Wahl entsprechender Reinigungsmittel) nicht negativ auf die Umwelt aus-
wirken.  

3.3 Eingriffsbilanzierung 

Während das Sondergebiet Tierhaltung mit seinen Abmessungen und der festgelegten Grundflä-
chenzahl vorwiegend den Bestand sichert und somit zu keiner nennenswerten Flächenneuinan-
spruchnahme führt, lässt das Sondergebiet Agri-PV eine Neubebauung auf der betreffenden Fläche 
zu. Die festgesetzte GRZ von 0,5  

Aufgrund des festgesetzten Anlagentyps ist jedoch von einer sehr geringen Bodeninanspruchnahme 
für Betriebsflächen und Aufständerungen auszugehen. Die Aufständerung erfolgt über punktuelle 
Verankerungen, die angesichts der vorhandenen Bodenverhältnisse voraussichtlich ohne feste Fun-
damente auskommen wird. Bei einem Abstand von 8 m zwischen den Modulreihen und einer vollen 
Ausnutzung der SO-Fläche wird von einer Gesamtreihenlänge zwischen 4.000 m und 4.500 m aus-
gegangen. Bei Bohrlochgrößen von 0,5 m x 0,5 m = 0,25 m² pro Pfosten und Pfostenabständen von 
2 m läge die Bodenbeanspruchung für die Aufständerungen bei einer Flächengröße von weit unter 
600 m². Hinzukommende Betriebsflächen für die zulässigen Nebenanlagen und Zuwegungen wer-
den, auch aufgrund der bereits vorhandenen Infrastruktur durch die bestehende Nutzung, bei nicht 
mehr als 400 m² liegen. Somit wird die zu erwartende Flächenbeanspruchung für die Errichtung der 
Agri-PV-Module sowie die notwendigen Betriebsflächen bei ca. 1.000 m² liegen. Faktisch entsteht 
demnach kein nennenswerter Flächenbedarf, einerseits weil nicht viel Infrastruktur für eine Agri-PV-
Anlage benötigt wird (Betriebswege, Trafostation, Modulständer) und andererseits, weil durch die 
vorhandene Hühnerstallanlage im Zufahrtsbereich bereits befestigte Flächen vorhanden sind, die für 
Betriebswege, ggf. auch weitere Betriebsflächen genutzt werden können.  

Der Inhalt des Bebauungsplanes wird nach Maßgabe der obigen Erläuterungen nach dem Osnabrü-
cker Modell des Landkreises Osnabrück von 2016 bilanziert. Die Eingriffsbilanzierung betrachtet die 
ökologischen Wertigkeiten vor und nach Umsetzung der Planung. Anhand vorgegebener Wertspan-
nen für jeden Biotoptyp (Wertskala von 0,0 bis maximal 5,0) werden der derzeitige ökologische Wert 
der betroffenen Fläche (sog. Eingriffsflächenwert) und der ökologische Wert der Planung (sog. Kom-
pensationswert) ermittelt und gegenübergestellt.  

Die Bewertung des Bestandes erfolgt anhand der Aussagen des Kapitels 2.4.1.  
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Eine Bewertung der Planung erfolgt anhand der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen. Die 
Kompensationsberechnung berücksichtigt hierbei nur die tatsächliche Überbauung, die für beide An-
lagentypen gleichermaßen gilt und von folgenden Maßgaben ausgeht:  

− bebaute Fläche = 1.000 m² (Herleitung s. o.), aufgrund der textlichen Festsetzung zur Gestaltung 
von Flächenbefestigungen als möglichst begrünte bzw. mindestens wasserdurchlässige Beläge 
vorzusehen und daher mit 0,1 Wertpunkten angesetzt. Inkludiert sind hier die Standorte der Mo-
dulständer, die ohne Fundament auskommen und nur punktuelle Rammbohrungen erfordern.  

− Die verbleibende landwirtschaftliche Nutzung wird weiterhin entsprechend des Status Quo bewer-
tet.  

Für nachgeführte Anlagen kommt neben der tatsächlichen baulichen Inanspruchnahme noch die 
Überdeckung des Bodens durch die Module hinzu, für die der Bebauungsplan eine Grundflächenzahl 
von 0,6 festlegt. Diese Überdeckung ist aber nicht mit Veränderungen des Bodens verbunden und 
aufgrund der beweglichen Module nicht dauerhaft vollflächig, sondern über den Tag variabel, so dass 
im Hinblick auf Beschattung und verringerte Regenwasserversorgung nicht von erheblichen negati-
ven Auswirkungen auf Boden und Vegetation ausgegangen wird. Eine Berücksichtigung in der Bi-
lanzierung erfolgt somit nur im Hinblick auf die voraussichtliche tatsächlich bebaute Fläche, nicht 
aber auf die GRZ.  

Tab.: Eingriffsbilanzierung 

Kürzel 
 
Biotoptyp 

Fläche 
[m²] 

Wertspanne 
[WE/m²] 

Wertfaktor 
[WE/m²] 

Werteinheiten  
[WE] 

Bestand           

GW/GE/DO 

Hühnerauslauf mit unterschiedlicher Aus-
prägung (Weidegrünland, Extensivgrün-
land, Offenboden) 45.520 

1,0 - 1,3/ 
1,6 - 2,5/ 
1,0 - 1,5 1,2 54.624 

ODP 
Landw. Produktionsanlage, hier: Hühner-
stall/Nebengebäude 2.232 0 0,0 0 

ODP/DO 
Landw. Produktionsanlage/Offenboden, 
hier: überdachter Stallauslauf 964 0,1 - 0,3 0,1 96 

OFZw 
Befestigte Fläche, wassergebunden, hier: 
Zufahrtsbereich Stall 945 0,1 - 0,3 0,1 95 

∑   49.661     54.815 

      

Planung            

  SO Tierhaltung, GRZ 0,7 6.119       

       davon Versiegelung max. 70 % 4.283   0,0 0 

GW/DO      davon Freiflächen min. 30 % 1.836 
1,0 - 1,3/ 
1,0 - 1,5 1,0 1.836 

  SO Agri-PV, GRZ 0,6 43.542       

OFZw 
     davon Versiegelung (Betriebsflächen, 
Module) entsprechend obiger Ausführung 1.000 0,1 - 0,3 0,1 100 

GW/GE/DO      davon Freiflächen  42.542 

1,0 - 1,3/ 
1,6 - 2,5/ 
1,0 - 1,5 1,2 51.050 

∑   49.661     52.986 

      

Bilanz Planung - Bestand       -1.829 

Die Bilanzierung zeigt, dass die vom Vorhaben ausgelösten Eingriffe mit einem vergleichsweise ge-
ringen Kompensationsbedarf von 1.829 WE einhergehen.  

Art und Weise sowie Verortung der erforderlichen Kompensation werden im weiteren Verfahren ge-
klärt und stehen zum nächsten Beteiligungsschritt der Entwurfsveröffentlichung fest.  
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3.4 Zusammenfassende Betrachtung  

Entsprechend der obigen Ausführungen kann das Vorhaben als ausgleichbar betrachtet werden. Es 
verbleiben weder erhebliche Umweltauswirkungen noch artenschutzrechtliche Bedenken gegenüber 
der Planung. 

4. Zusätzliche Angaben 

4.1 Hinweise zur Methodik und zu Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Der Umweltbericht wurde auf Grundlage eigener Ortsbegehungen, einem Fachgutachten und der 
Auswertung vorhandener Daten und unter Anwendung verschiedener Arbeitshilfen erstellt. Es be-
standen keine nennenswerten Schwierigkeiten bei der Erstellung des vorliegenden Umweltberichtes. 

4.2 Referenzliste der verwendeten Quellen 

Verwendete Datenquellen und Arbeitsgrundlagen: 

(Abruf Internetquellen soweit nicht anders angegeben: 01/2025) 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie: NIBIS Kartenserver: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/ 
Themenkarten: Bodenübersichtskarte 1 : 50.000 mit Auswertekarten (Bodenfruchtbarkeit, Bodenwasserhaushalt, 
Bodenverdichtung, Standortabhängige Verdichtungsempfindlichkeit, Suchräume für schutzwürdige Böden in 
Niedersachsen, bodenkundliche Netzdiagramme – Bodenfunktionen und Empfindlichkeiten), Bodenschätzungskarte 
1 : 5.000, Hydrogeologische Übersichtskarte von Niedersachsen 1 : 500 000 (Grundwasserleitertypen der 
oberflächennahen Gesteine), Hydrogeologische Übersichtskarte von Niedersachsen 1 : 200.000 (Schutzpotenzial der 
Grundwasserüberdeckung), Hydrogeologische Karte von Niedersachsen 1 : 50 000 (Mittlere jährliche 
Grundwasserneubildungsrate 1991 - 2020, Methode mGROWA22, Mittlere jährliche Grundwasserneubildung für den 30-
jährigen Zeitraum 2021-2050/2031-2060/2071-2100, Klimaschutz-Szenario (RCP2.6)), Böden als Ausgleichkörper im 
Wasserhaushalt (AKWH) (1991-2020), Kulturdenkmale in Niedersachsen, Landwirtschaft (Abschätzung der potenziellen 
Erosionsgefährdung durch Wind/Wasser – Basisraster Niedersachsen),  

Geologischer Dienst NRW: Digitale Bodenkarte 1 : 50.000: https://www.wms.nrw.de/gd/bk050? 

Umweltatlas des Landkreises Osnabrück: https://geoinfo.lkos.de/webinfo/synserver?project=ua&client=core 

Regionales Raumordnungsprogramm des Landkreises Osnabrück von 2004: 
https://geoinfo.lkos.de/webinfo/synserver?project=rrop&client=flexjs&user=gast 

Interaktive Umweltkarten des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz: 
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/GlobalNetFX_Umweltkarten/ 

DRACHENFELS, O. v. (2021): Kartierschlüssel für Biotoptypen Niedersachsen unter besonderer Brerücksichtigung der 
gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen von Anhang I der FFH-Richtlinie, Stand Februar 2020;. 
Hrsg.: Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) – Fachbehörde für 
Naturschutz, Naturschutz Landschaftspfl. Niedersachs., Heft A/4, 1 – 326, Hannover. 

ENGEL, N. (2013): Bodenfunktionsbewertung auf regionaler und kommunaler Ebene – Ein niedersächsischer Leitfaden 
für die Berücksichtigung der Belange des vorsorgenden Bodenschutzes in der räumlichen Planung. – GeoBerichte 26: 43 
S., 1 Abb., 17 Tab., 4 Anh.; Hannover (LBEG). 

LANDKREIS OSNABRÜCK (2023): Landschaftsrahmenplan Landkreis Osnabrück 

LANDKREIS OSNABRÜCK (2016): Osnabrücker Kompensationsmodell – Arbeitshilfe zur Vorbereitung und Umsetzung 
der Eingriffsregelung 

Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege: Denkmalatlas Niedersachsen, https://denkmalatlas.niedersachsen.de 

Niedersächsisches Kompetenzzentrum Klimawandel (NIKO): Niedersächsisches Klimainformationssystem (NIKLIS) 
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/niklis/  

Landschaftspflegerischer Begleitplan zum Antrag auf Neubau eines Legehennenstalles, in der Gemeinde Bad Iburg, 
Gemarkung Ostenfelde, Flur 7, Flurstücke 47/1 und 47/2; LWK Niedersachsen, Bersenbrück, Oktober 2012 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/
https://www.wms.nrw.de/gd/bk050?
https://geoinfo.lkos.de/webinfo/synserver?project=ua&client=core
https://geoinfo.lkos.de/webinfo/synserver?project=rrop&client=flexjs&user=gast
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/GlobalNetFX_Umweltkarten/
https://denkmalatlas.niedersachsen.de/
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/niklis/
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Rosenthal, S., Pertagnol, J., Beithan, S., Günnewig, D., Peters, W. & B. Wern (2024): Photovoltaik-Freiflächenanlagen - 
Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen, Agri-PV und Potenziale für eine naturverträglichere Gestaltung; BfN-
Schriften 705-2024; Bonn 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Antrag auf Neubau eines Legehennenstalles, in der Gemeinde Bad Iburg, 
Gemarkung Ostenfelde, Flur 7, Flurstücke 47/1 und 47/2; regionalplan & uvp, planungsbüro peter stelzer GmbH, Freren, 
25. Mai 2011 

4.3 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Gegenstand des Monitoring gemäß § 4c BauGB sind erhebliche Umweltauswirkungen durch Umset-
zung der Planung. Mit Hilfe des Monitorings sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Um-
weltauswirkungen frühzeitig erkannt und abgewendet werden. Auch Vollzugsdefizite in der ordnungs-
gemäßen Durchführung und Entwicklung der geplanten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
stehen mit unvorhergesehenen erheblichen Umweltauswirkungen in Verbindung und sollten dem 
Überwachungskonzept obliegen. Verantwortlich für die frühzeitige Erkennung nachteiliger Umwelt-
auswirkung bei Plandurchführung ist die Gemeinde.  

Im Rahmen des vorliegenden Vorhabens vorrangig zu beobachten sind: 

− Vermeidung baubedingter Verstöße gegen die Grundsätze des Bodenschutzes: Überwachung 
durch die Bauleitung während der Bauphase 

− Kontrolle eines ordnungsgemäßen Rückbaus der Anlage im Falle einer Betriebsaufgabe  

− ordnungsgemäße Durchführung und Entwicklung der erforderlichen Kompensationsmaßnahme 
(steht zum nächsten Beteiligungsschritt fest). 

Im Übrigen wird zur möglichst frühzeitigen Abwendung eventueller unvorhergesehener Umweltaus-
wirkungen auf die Bringschuld der Fachbehörden gemäß § 4 Abs. 3 BauGB verwiesen, die mittels 
bestehender Überwachungsroutinen und/oder im Falle von Auffälligkeiten entsprechende Hinweise 
an die Gemeinde weiterleiten sollen. Erhält die Gemeinde davon Kenntnis, wird sie entsprechend 
darauf reagieren. 
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5. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Auf den Flurstücken 47/1 tlw. und 47/2 tlw. in der Gemarkung Ostenfelde, Flur 17 besteht ein Tier-
haltungsbetrieb mit ökologischer Hühnerhaltung. Das Betriebsgelände befindet sich in Alleinlage am 
Donnerbrinksweg und umfasst eine Stallanlage und Freilaufflächen auf einer Größe von rund 5 ha.  

Geplant ist die Errichtung einer Agri-PV-Anlage in Form von senkrecht aufgeständerten, bifazialen 
oder nachgeführten Solarmodulen im Bereich der Freilaufflächen. Die bisherige Nutzung soll ansons-
ten unverändert beibehalten werden. Die Agri-PV-Anlage gilt als nicht-privilegiert im Außenbereich 
und erfordert die Aufstellung eines Bebauungsplanes im Vollverfahren einschließlich Umweltprüfung. 
Für das Vorhaben wird ein Angebots-Bebauungsplan aufgestellt, der sich, unter Beibehaltung einer 
gewissen Flexibilität, mit seinen Festsetzungen bereits relativ konkret auf das zu Grunde liegende 
Vorhaben bezieht. Festgesetzt werden ein Sondergebiet Tierhaltung, das dem Bestandsschutz der 
vorhandenen Stallanlage dient sowie ein rund 4,35 ha großes Sondergebiet Agri-PV, das die bau-
leitplanerische Zulässigkeit zur Errichtung einer Agri-PV-Anlage im Bereich des Freigeheges vorbe-
reitet.  

Der Umweltbericht als Dokumentation der Umweltprüfung legt die bestehenden Verhältnisse dar und 
betrachtet mögliche Umweltauswirkungen durch Umsetzung der Planung.  

Der Vorhabentyp einer Agri-PV-Anlage kann im Allgemeinen vor allem Auswirkungen auf die Schutz-
güter Boden, Tiere und Landschaftsbild nach sich ziehen.  

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere sind weitgehend auszuschließen, da sich die Flä-
che bereits in einer Nutzung für die landwirtschaftliche Tierhaltung einschließlich Stallgebäude befin-
det und durch die ergänzenden PV-Anlagen keine erheblichen zusätzlichen Auswirkungen entste-
hen.  

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind minimal, da der Vorhabentyp bis auf die Standorte für 
die Modulständer und untergeordnete Flächenansprüche für Zuwegungen und Nebenanlagen benö-
tigt. Insbesondere im Hinblick auf Zuwegungen kann im Fall der vorliegenden Planung vorhandene 
Infrastruktur genutzt werden.  

Auswirkungen auf das -durch verschiedene Faktoren vorbelastete- Landschaftsbild ergeben sich in 
der Hauptsache aus nördlicher Blickrichtung, da an der Nordseite des Plangebietes keine Eingrü-
nung besteht. Zu allen anderen Seiten ist das Gelände nahezu durch vorhandene Gehölzbestände 
eingegrünt.  

Integrativ erfolgt mit der Umweltprüfung eine Betrachtung der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung einschließlich einer Eingriffsbilanzierung nach dem Kompensationsmodell des Landkreises Os-
nabrück. Die vorläufige Bilanzierung zum Verfahrensstand der frühzeitigen Beteiligung kommt im 
Ergebnis zu einem vergleichsweise geringen Kompensationsbedarf. Art und Weise sowie Verortung 
einer Kompensationsmaßnahme werden zum nächsten Beteiligungsschritt der Entwurfs-Veröffentli-
chung vorliegen.  

Im Ergebnis ist von einer Umweltverträglichkeit des Vorhabens auszugehen. Vom Eintreten arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände bei Umsetzung der Planung ist nicht auszugehen. 
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III. VERFAHRENSVERMERKE 

1. Aufstellungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Bad Iburg hat in seiner Sitzung am ………… die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 96 „westlich Donnerbrinksweg“ beschlossen. 

Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB am ......................... ortsüblich bekanntge-
macht worden. 

2. Frühzeitige Beteiligung  

Die frühzeitige Beteiligung wurde vom Rat der Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am ………… be-
schlossen. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung hat gem. § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom ………… bis 
einschließlich …………… stattgefunden. Ort und Dauer der frühzeitigen Beteiligung wurden am 
……….. ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
und der Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom …………… Ihnen 
wurde Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum ……………. gegeben.  

3. Beteiligung 

Der Rat der Stadt Bad Iburg hat in seiner Sitzung am ………… die Veröffentlichung des Bebauungs-
planes Nr. 96 „westlich Donnerbrinksweg“ mit der Entwurfsbegründung sowie die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen. 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………. bis 
einschließlich ……………. veröffentlicht. Ort und Dauer der Veröffentlichung wurden am 
......................... ortsüblich bekanntgemacht. 

Die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
und der Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom …………… Ihnen 
wurde Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum ……………. gegeben.  

4. Satzungsbeschluss 

Nach Prüfung der Anregungen und Bedenken hat der Rat der Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am 
……………. den Bebauungsplan Nr. 96 „westlich Donnerbrinksweg“ einschließlich Begründung be-
schlossen. 

5. Ausfertigung 

Am …………… hat der Bürgermeister bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplans mit den 
hierzu ergangenen Beschlüssen des jeweils zuständigen gemeindlichen Gremiums übereinstimmt 
und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden 
sind. 

6. Bekanntmachung 

Der Satzungsbeschluss wurde gem. § 10 Abs. 3 BauGB am …………….. ortsüblich bekannt ge-
macht. 

  



Stadt Bad Iburg 

Bebauungsplan Nr. 96 „westlich Donnerbrinksweg“  

P:\9393 Töniges\011 SP BP96 Donnerbrinksweg\03 frühz Beteil\03 Texte\03-BP96-BEG-c.docx 43  

 

 

 

Stadt Bad Iburg, den ………….. 

Der Bürgermeister 

 

....................................... 
(Daniel Große-Albers) 
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Osnabrück, den 26. Juni 2025  
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........................................... 
 (Der Bearbeiter) 

 


